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EDITORIAL/071: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 71 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
09.12.2017
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 71. Ausgabe vom 09.12.2017 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Freitag, den 19.01.2018, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


P.S. Wenn wir auch außerstande sind, Ihnen die Wochendruckausgabe
Schattenblick als Abo billiger und damit erwägbarer anbieten zu
können, so möchten wir Sie doch wissen lassen, daß sich indessen
Leserinnen und Leser gefunden haben, die sich die Wochendruckausgabe
als Kollektiv-Abo, das heißt ein regelmäßiges Exemplar von mehreren
bestellt und genutzt, bereits im wechselnden Ringtausch je nach
Absprache die nicht selten umfassenden und weitreichenden Berichte,
Reportagen, Kommentare und Interviews zugänglich machen. So reduziert
sich der Kostenaufwand für einen Abo-Interessierten bei zum Beispiel
drei Nutzern bereits nur auf einen Anteil von 3,75 Euro pro Ausgabe
und wird auch eingedenk der damit verbundenen Umstände auf jeden Fall
erschwinglicher.


8. Dezember 2017






Copyright 2017 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





AFRIKA/673: Schwere Vorwürfe wegen Gewalt gegen Christen im Kongo


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 1. Januar 2018

Mindestens acht Tote bei Demonstrationen von Christen im Kongo

Schwere Vorwürfe gegen kongolesische Regierung - Gewalt ist schlimmer als zu
Zeiten Diktator Mobutus



Göttingen, den 1. Januar 2018 - Nach der blutigen Niederschlagung von
friedlichen Demonstrationen katholischer Christen hat die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) der Regierung des Kongo vorgeworfen, die Meinungs-
und Religionsfreiheit zu missachten und vollkommen unangemessene Gewalt
gegen die Zivilbevölkerung einzusetzen. "Wenn Gläubige von
Sicherheitskräften an der Teilnahme an heiligen Messen gezielt gehindert
werden, Polizisten in Kirchen Tränengas einsetzen und Priester und
Messdiener verhaftet werden, dann verspielt Kongos Staatspräsident Joseph
Kabila jede Glaubwürdigkeit", erklärte GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Neujahrstag in Göttingen. "Diese Gewalt gegen friedlich demonstrierende
Christen ist schlimmer als zu Zeiten des gefürchteten Diktators Mobutu."
Bei der Niederschlagung der Proteste wurden am Silvestertag mindestens acht
Menschen getötet und 82 Personen festgenommen. Unter den Verhafteten
befanden sich auch zwei Priester und 12 Messdiener.

Die Koordination des katholischen Laien-Komitees (CLC), die den
landesweiten Protest katholischer Christen organisiert hatte, verurteilte
den "unangemessenen Gewalteinsatz gegen friedliche Demonstranten". "Ich
verstehe nicht, wie friedliche Menschen Ziel einer solchen Repression
werden können, wie wir sie erlebt haben", erklärte die CLC-Sprecherin
Leonie Kandolo. Die CLC geht von mindestens zehn Toten bei dem
Polizeieinsatz gegen die von den Behörden verbotene Demonstration aus.

Die Christen wollten nach der Messe in Demonstrationszügen die vollständige
Umsetzung des von den Bischöfen des Landes im Dezember 2016 vermittelten
Abkommens fordern, das einen Regierungsverzicht Kabilas im Jahr 2017
vorsah. Insbesondere besteht die CLC auf der Forderung, dass der amtierende
Präsident nicht erneut für dieses Amt kandidiert. Doch Kabila, dessen
Amtszeit offiziell am 20. Dezember 2016 endete, denkt nicht an einen
Amtsverzicht und ließ erst in der letzten Woche Neuwahlen für den 23.
Dezember 2018 ankündigen.

Katholische Gläubige der Gemeinde Sankt Michael im Viertel Bandalungwa im
Zentrum der Hauptstadt Kinshasa reagierten schockiert auf den Einsatz von
Tränengas während der Messe in ihrer Kirche. Ältere Gläubige fielen
bewußtlos zu Boden und mussten von Sanitätern behandelt werden, berichteten
Augenzeugen. Aber trotz des Polizei-Einsatzes setzte der Pfarrer dieser
Gemeinde seine Messe fort. In der Kathedrale Notre-Dame du Congo in dem im
Norden Kinshasas gelegenen Viertel Lingwala musste jedoch eine Messe
abgebrochen werden, als Polizisten bei der Ankunft eines
Oppositionspolitikers Tränengas im Vorraum der Kirche einsetzten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Januar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/861: Im Polizeigriff (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 888

Im Polizeigriff

Eines der drängendsten Probleme der schwarzen Bevölkerung in den USA ist
die Gewalt durch Beamte

Von Mumia Abu-Jamal, Dezember 2017



Die Autorin des Buches, das ich hier vorstellen und empfehlen möchte, trägt
einen wohlklingenden und für eine junge afroamerikanische Wissenschaftlerin
typischen »schwarzen« Namen: Keeanga-Yamahtta Taylor. Das Sachbuch der mit
einem Lehrauftrag am Institut für afroamerikanische Studien der Universität
in Princeton arbeitenden Autorin und Aktivistin verspricht, seinen
Leserinnen und Lesern die Augen zu öffnen und Bewusstsein zu schaffen.
Unter dem Titel »From #BlackLivesMatter to Black Liberation« erschien es im
vergangenen Jahr bei Haymarket Books in Chicago.

Taylor untersucht darin die Tatsache, dass die Polizeigewalt in den USA und
die rassistische Verachtung der Cops gegenüber Schwarzen straflos bleibt.
Es geht um genau dieses Verhalten und alle damit zusammenhängenden
Vorfälle, die bereits im 20. Jahrhundert Aufstände und Rebellionen
auslösten von Watts, dem Schwarzenghetto von Los Angeles in Kalifornien,
bis Overtown, einem traditionell von Schwarzen bewohnten Viertel von Miami
in Florida.

Die Autorin beschreibt die in den vergangenen Jahren im ganzen Land
explosionsartig anwachsende »Black Lives Matter«-Bewegung und einige der
mit ihr verbundenen Organisationen. In ihrer Analyse wirft sie vielen
afroamerikanischen Politikern völliges Versagen vor, weil sie nicht in der
Lage waren, auf das drängendste Problem angemessen zu reagieren, mit dem
sich die schwarze Bevölkerung in den Vereinigten Staaten konfrontiert
sieht: dem Polizeiterror.

Ihre Kritik an den schwarzen Politikern zeigt, dass sie sich mit Ausnahme
ihrer Hautfarbe nur unwesentlich unterscheiden von ihren weißen
Amtsvorgängern. Vor dem Urteil von Professorin Taylor können viele der
sogenannten schwarzen politischen Führer nicht bestehen, weil sie
durchgängig die unter der Regierung des früheren US-Präsidenten William
»Bill« Clinton (1993-2001) forcierte Politik der Masseninhaftierungen von
Schwarzen unterstützten.

Die Arbeit von Keeanga-Yamahtta Taylor ist sorgfältig und redlich erstellt,
kritisch in ihren Inhalten und erkenntnisreich für jede und jeden, die oder
der das Buch liest. Sie hat damit der Wissenschaft einen großen Dienst
erwiesen. Vor einigen Jahren wirbelte die seitdem weltweit bekannte
Juraprofessorin Michelle Alexander mit ihrem bemerkenswerten Werk »The New
Jim Crow« über den alten und neuen institutionellen Rassismus der USA viel
Staub auf. Jetzt erzielt Keeanga-Yamahtta Taylor eine vergleichbare Wirkung
mit ihrem Buch über die antirassistische Bewegung »Black Lives Matter« und
deren Potential, eine neue schwarze Freiheitsbewegung zu entfachen.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 299 vom 27. Dezember 2017

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8143: Und morgen, den 2. Januar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 02.01.2018 bis zum 03.01.2018 +++






[image: Jean-Luc 8143 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wolken, Schauer, Sonnenschein

trägt der Dienstag heute auf,

Jean-Luc möchte hier nicht sein

und nimmt seinen Schlaf in Kauf.
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9356: Sprengel Museum Hannover - "absichtlich / zufällig", bis 18.02.2018


Sprengel Museum Hannover

absichtlich / zufällig

Kunst zwischen Kontrolle und Unberechenbarkeit

Sammlungspräsentation

29. November 2017 bis 18. Februar 2018



Kaum ein Phänomen ist so omnipräsent wie der Zufall. In der Natur, in
Biologie und Physik, in der Philosophie, in Literatur und Musik:
überall ist der Zufall am Werk. Der Zufall als Inspirationsquelle und
schöpferische Instanz hat auch die bildende Kunst stark geprägt. In
den letzten Jahren haben sich immer mehr Künstlerinnen und Künstler
für den Zufall interessiert und unterschiedliche Methoden gefunden, um
dieses Prinzip auszuloten und in den künstlerischen Prozess
einzubeziehen. Zahlreiche zeitgenössische Künstler nutzen den Zufall,
ohne jedoch die Kontrolle und den Einfluss auf ihre Werke zu
verlieren, indem sie versuchen, den Zufall zu disziplinieren, zu
lenken oder sogar zu inszenieren. Genau um dieses Zusammenspiel
zwischen Kontrolle und Unvorhergesehenem, um diese gegenseitige
Durchdringung von Planung und Überraschung geht es in der Ausstellung
absichtlich / zufällig.

Durch verschiedene Medien (Malerei, Fotografie, Video, Installation)
beweisen die ausgewählten Werke, wie sich die zwei gegensätzlichen
Ansätze von Berechenbarkeit und Absichtslosigkeit gegenseitig
bedingen. Gerhard Richter greift das Prinzip des Zufalls insbesondere
für die Werkgruppe der Abstrakten Bilder auf. Er experimentiert mit
dem vertikalen und horizontalen Abschaben von noch feuchten
Farbschichten mit einer Rakel, so dass teilweise unvorhersehbare
Farbkombinationen entstehen. Wolfgang Tillmans integriert den Zufall
in seinen kameralosen Fotografien aus der Serie Silver (seit Mitte der
1990er-Jahre), in denen das Fotopapier zufällige Schmutzspuren und
Flecken von Silbersalzen trägt, nachdem es in einer mit Wasser
gefüllten, nur bis zu einem bestimmten Grad gereinigten Maschine
entwickelt wurde. Eine Art gelenkten Zufall zeichnen die
Videoinstallation "Dice 2" (2000) von Dieter Kiessling sowie das Video
"Random Cuts" (1993) von Christoph Girardet aus. In der ersten Arbeit
wird das Thema des Zufalls durch das Motiv der Würfel ironisiert, weil
sie, jede Vorhersage herausfordernd, immer wieder dasselbe ergeben. In
der zweiten Arbeit, eine abstrahierte Filmcollage, sind zwölf kurze
Einstellungen (Hahnenkämpfe, Samuraiduelle, Comicschlachten) nach
einem gesteuerten Zufallsprinzip montiert. Zu Beginn nur kurz
aufflackernd, offenbaren sie nach und nach ihren Inhalt und enthüllen
die Logik ihrer Montage, die tatsächlich gar nicht 'random'
(zufällig), sondern minutiös geplant ist. Gezeigt werden weitere
namhafte, internationale Künstlerpositionen wie z. B. John Baldessari,
Isa Genzken, William Kentridge, Dieter Kiessling, Rüdiger Stanko und
Timm Ulrichs. Die Sammlungspräsentation findet in der Unteren
Sammlung, Raum K10, statt.

Kuratorin: Dr. Alessandra Nappo

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt-Schwitters-Platz, 30169 Hannover

http://www.sprengel-museum.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





TREFF/643: Sprengel Museum Hannover - Veranstaltungen im Januar 2018


Veranstaltungen im Sprengel Museum Hannover im Januar



Mo 1. Januar, 14.00 Uhr Führung

revonnaH. Kunst der Avantgarde in Hannover 1912 - 1933

mit Carmen Putschky

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di. 2. Januar, 18.30 Uhr Führung

revonnaH. Kunst der Avantgarde in Hannover 1912 - 1933

mit Jörg Worat

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 3. Januar, 10.15 Uhr Kunst am Tage

Gesellschaftliche Realitäten. Protest und Vorstadtidylle im Spiegel der Kunst

mit Carmen Putschky

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 4. Januar, 12.00 Uhr 20-Minuten-Gespräch

Joseph Beuys, für Fußwaschung, 1977

mit Gabriele Sand

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 7. Januar, 11.15-17.00 Uhr "revonnaH"-Finissage

11.15 Uhr Kuratorenführung

mit Karin Orchard

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

14.00 Uhr Lesung

Die preußische Provinzhauptstadt revonnaH. 

Ein literarischer Rückblick mit Texten von Theodor Lessing und Karl Jakob Hirsch

mit Philippe Goos

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

15.00 Uhr Führung

Das Hannover der 1910er- und 1920er-Jahren. Menschen und Bilder

mit Patricia Hartmann

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

16.00 Uhr Führung

Die "moderne Kunststadt" - Expression, Abstraktion und die neue Sachlichkeit im Hannover des frühen 20. Jahrhundert

mit Carmen Putschky

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

14.00 bis 17.00 Uhr FamilienAktion

Es war einmal ... revonnaH vor fast 100 Jahren. Wie es damals wohl aussah?

Mit alten Ansichten, Bildern, Karten entstehen HannoverCollagen.

Mit Karoline Bauer und Sarah Holland

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di 9. Januar, 18.30 Uhr Gespräch

Jochen Lempert im Gespräch mit Inka Schube

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 10. Januar, 16.00 Uhr Kunst am Tage

Gesellschaftliche Realitäten. Protest und Vorstadtidylle im Spiegel der Kunst

mit Kristina Tieke

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 11. Januar, 12.00 Uhr 20-Minuten-Gespräch

Wolf Vostell, Goethe heute, 1967

mit Patricia Hartmann

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 14. Januar, 11.15 Uhr Führung

Wege der Moderne. Von Picasso bis Klee

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di 16. Januar, 18.30 Uhr Kuratorenführung

Jochen Lempert. Honeyguides

mit Inka Schube

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 17. Januar, 10.15 Uhr Kunst am Tage

Gesellschaftliche Realitäten. Protest und Vorstadtidylle im Spiegel der Kunst

mit Kristina Tieke

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 18. Januar, 12.00 Uhr 20-Minuten-MärcherErzählen

Katze und Maus in Gesellschaft zu Pablo Picasso, Le coq et la chatte (Der Hahn und die Katze), 1953

mit Rosemarie Henschke

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 21. Januar, 11.15 Uhr Führung

Absichtlich/zufällig. Kunst zwischen Kontrolle und Unberechenbarkeit

mit Alexandra Nappo

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 21. Januar, 18.30 Uhr Konzert

ZEITLUPE Ming Tsao

mit Sonar Quartett, Berlin

Ming Tsao The Pathology of Syntax (2007/08)

Beethoven Streichquartett in F Dur, op. 135 (1826)

Einführendes Gespräch: Oliver Wille (KussQuartett)

HGNM in Kooperation mit Sprengel Museum Hannover

http://www.hgnm.de/zeitlupe-ming-tsao/

Eintritt: 10 Euro, ermäßigt 5 Euro, Abendkasse

Di 23. Januar, 18.30 Uhr Gespräch

Jochen Lempert. Honeyguides

Zu Gast: Dr. Annette Richter, Oberkustodin Naturkunde, Landesmuseum Hannover

Moderation: Inka Schube

Der Künstler ist anwesend

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 24. Januar, 16.00 Uhr Kunst am Tage

Gesellschaftliche Realitäten. Protest und Vorstadtidylle im Spiegel der Kunst

mit Friederike Otto

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 25. Januar, 12.00 Uhr 20-Minuten-Gespräch

Isa Genzken, Basic Research (Grundlagenforschung), 1989

mit Alexandra Nappo

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Fr 26. Januar, 15.00 Uhr Konzert

Dein persönliches Notfallkonzert

Wohin mit den Sorgen?

Die kleinen und größeren Notfälle behandelt Das Quartett im Treppenhaus mit einer individuellen Klassik-Infusion.

Eintritt frei

19.00 Uhr Eröffnung

Rineke Dijkstra. »SPECTRUM« Internationaler Preis für Fotografie der Stiftung Niedersachsen

Es sprechen:

Reinhard Spieler, Direktor Sprengel Museum Hannover

Lavinia Francke, Generalsekretärin Stiftung Niedersachsen

Harald Härke, Kulturdezernent der Landeshauptstadt Hannover

Beatrix Ruf, Laudatio der Jury

Stefan Gronert, Kurator

Eintritt frei

So 28. Januar, 11.15 Uhr Führung

Material und Farbe, Objekt und Bild: Positionen in der Kunst der Gegenwart

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di 30. Januar, 18.30 Uhr Konzert

Musikalisches Intermezzo mit Elisageth Kufferath, Violine, in Rineke Dijkstra. »SPECTRUM« Internationaler Preis für Fotografie der Stiftung Niedersachsen

Moderation: Stefan Gronert

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 31. Januar, 10.15 Uhr Kunst am Tage

Gesellschaftliche Realitäten. Protest und Vorstadtidylle im Spiegel der Kunst

mit Carmen Putschky

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 31. Januar, 19.30 Uhr Konzert

imPLUS II.

PHANTASMAGORICAL MOVEMENTS

Surrealismus in der Kunst. Musik & Tanz

Maurice Ravel - Sonate für Violine und Cello

Johannes Ciconia (1370-1412) - Le Ray au soleyl, O rosa bella (Transkription für Streichtrio)
 
Stephen Hartke - The King of the Sun (1988)

Mit Flex Ensemble - Kana Sugimura (Violine), Anna Szulc-Kapala (Bratsche), Martha Bijlsma (Cello) und Endri Nini (Klavier) Lena Visser (Tanz)

Eintritt: 12 Euro, ermäßigt 8 Euro

Karten erhältlich vor Ort, 

Reservierungen gerne an info@flexensemble.com. 

In Kooperation mit dem Sprengel Museum Hannover.

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt Schwitters Platz, 30169 Hannover

Internet: www.sprengel-museum.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/1755: Polyphoner Gleichklang? Russland, Türkei und Iran im eurasischen Großraum


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

20. Jahrgang | Nummer 26 | 18. Dezember 2017

Polyphoner Gleichklang? Russland, Türkei und Iran im eurasischen
Großraum 

von Peter Linke



Wen weder die Schanghaier Organisation für Zusammenarbeit (SOZ) -
Mitglieder sind neben Russland China, Kasachstan, Kirgistan, Tadschikistan,
Usbekistan und Indien - noch die Organisation des Vertrages über kollektive
Sicherheit (ODKB) - Mitglieder sind die der SOZ, mit Ausnahme Chinas und
Indiens, dafür plus Armenien und Weißrussland - bislang davon überzeugen
konnten, dass die Russische Föderation eine systematische Ostpolitik
betreibt, den sollte der russisch-türkisch-iranische Gipfel, der
vergangenen Monat in Sotschi stattgefunden hat, endgültig eines Besseren
belehrt haben.

Ultimatives Anliegen dieser erstmals vor genau zehn Jahren von Sergei
Lusjanin, dem damaligen Vizedirektor des Moskauer Fernost-Instituts (IDW)
beschriebenen Politik ist die Schaffung alternativer - alternativ zum
Westen - geopolitischer Realitäten im eurasischen Großraum.

Mindestens drei Ansätze lassen sich diesbezüglich ausmachen: ein
eurasistischer, basierend auf Vorstellungen des legendären Nahost-Experten,
Diplomaten und späteren russischen Ministerpräidenten Jewgeni Primakow, ein
postbyzantinischer, wie er insbesondere vom außenpolitischen Berater der
Regierung von Bergkarabach Ruben Sargarjan propagiert wird, sowie ein
isolationistischer, umfassend begründet von Wadim Zymburski, der unter
anderem am Moskauer Nordamerika-Institut (ISKRAN) wirkte.

Verweilen wir kurz bei den Eurasisten. Nicht nur, weil ihr Ansatz
gegenwärtig die russische außen- und sicherheitspolitische Debatte
dominiert, sondern auch außerhalb Russlands - von Astana über Ankara bis
Seoul - zunehmend Verbreitung findet.

Eine beliebte Denkfigur der Primakow-Adepten ist die einer multipolaren
Welt. Voraussetzung dafür: eine alternative eurasische
Sicherheitsarchitektur, getragen von einem strategischen Dreieck
Moskau-Teheran-Peking. Ein solches sei gegenwärtig im Entstehen begriffen
(Natalja Jerjomina), was insbesondere in Ankara mit großem Interesse
verfolgt werde.

Der Haken dabei: Russland und China sind alles andere als strategische
Partner. Dafür ist die Sogwirkung, die von Pekings transkontinentalem
Integrationsprojekt "Neue Seidenstraße" ausgeht, einfach zu groß. Was
Moskau bleibt, ist lediglich die Rolle eines "eurasischen Juniorpartners".
Sie optimal auszufüllen, dafür braucht es Verbündete. Eine Option: Indien
und Japan, die wichtigsten regionalen Widersacher Chinas. Die unlängst
erfolgte Aufnahme Indiens in die chinesisch dominierte SOZ war insofern
eine Sternstunde der russischen Diplomatie. Auch die Verstetigung des
sicherheitspolitischen Dialogs mit Tokio ist in diesem Kontext zumindest
ein Achtungserfolg. Gleichwohl bleiben beide Länder eng mit Washington
verbandelt, was die gemeinsame Suche nach Ansätzen für eine alternative
Welt einigermaßen erschwert.

Vor diesem Hintergrund sowie mit Blick auf die syrischen Verhältnisse
gewinnt in Moskau das Nachdenken über eine strategische Dreierkonstellation
mit dem Iran und der Türkei tatsächlich an Bedeutung. Wobei eurasistische
Ideen durchaus ein effektives weltanschauliches Bindemittel sein können.
Warum?

Weil entgegen gängiger (westlicher) Vorstellung der Eurasismus keine
krude Gedankenfestung faschistoider Großrussen ist, sondern ein heterodoxes
Denkmodell, entstanden an Russlands Peripherie, in einem Raum "permanenter
kultureller Überschreibungen, anationaler Identitätsfindung und
gedanklichen Grenzgängertums" (Igor Wischnjewjezki).

Mit anderen Worten: Eurasistisches Denken ist, wie Madhavan Palat
formuliert, konsequent plurales, polyphones Denken: Es anerkennt
progressive und konservative Ansätze, die Notwendigkeit einer Vielzahl von
Modellen zwecks maximaler Annäherung an eine komplexe Realität. Ist quasi
"integrativer Pluralismus" (Sandra Mitchell) und eine andere,
"evolutionäre" Art des Philosophierens (Ed Gibney).

Für den internationalen Verkehr bedeutet dies vielfältige Möglichkeiten
transkultureller Kommunikation. Insbesondere mit Staaten, in denen
ähnliche weltanschauliche Ideen Platz greifen. Etwa der Türkei, wo sich
neben Neoosmanismus und Panturkismus inzwischen auch Avrasyacilik 
(Eurasismus) als wichtiger nationaler Diskursrahmen etabliert hat.

Eurasistische Ansätze finden sich sowohl im Regierungslager (erinnern wir
uns an die Vision einer Zentral- und Ostasien zusammenführenden
"Eurasischen Union" des ehemaligen Außenministers und AKP-Chefs Ahmet
Davutoglu) als auch in linksnationalistischen Kreisen (etwa der 
Heimatland-Partei des Politmethusalems Dogu Perincek, wortgewaltiger Befürworter enger
Beziehungen zwischen den turksprachigen Staaten Transkaukasiens und
Zentralasiens). Sie haben Eingang gefunden in liberale Kreise, die ihr Land
als Brücke zwischen Europa und Asien sehen. Und sie erregen die Gemüter
diverser kemalistischer Kräfte, die nicht länger vom Westen, sondern einem
"Großeurasischen Raum" träumen, der China, Russland, die Türkei und den
Iran umfasst.

Mehr als 40 Bücher haben türkische Autoren in den letzten Jahren dem
Eurasismus gewidmet. Eurasien als Marke und Begriff ist allgegenwärtig: Ein
1979 erstmals auf der Istanbul-Brücke ausgetragener Marathon heißt
inzwischen Avrasya Maratonu. Seit 2011 exisitiert in Trabzon eine
private Avrasya Üniversitesi. 2016 wurde unter dem Bosporus der
Avrasya Tüp Tüneli eröffnet. Es gibt eine eurasische Radiostation
und einen eurasischen Schriftstellerverband. Und wer zählt noch die Bau-
und Textilbetriebe, Hotels, Krankenhäuser und Forschungszentren, die
"Eurasien" in ihrem Namen tragen?

Das Anliegen des türkischen Eurasismus, urteilt US-Analyst Sener Akturk,
sei, zwei ehemalige Imperien, das türkische und das russische, miteinander
zu versöhnen, wobei antiwestliche Motive eine ganz wesentliche Rolle
spielten. Letzlich gehe es darum, ein turk-slawisches Konglomerat zu
schaffen, mit dessen Hilfe die globale Dominanz des Westens gebrochen
werden solle ... Ein sehr klassisches, verkürztes Eurasismus-Verständnis,
das moderne Eurasisten insbesondere mit Blick auf den Iran zu überwinden
versuchen.

Ohne die Islamische Republik, so Ismagil Gibadullin von der Kasaner
Föderalen Universität, bleibe das eurasische Integrationsprojekt ein
frommer Wunsch. Die iranische Zivilisation sei ein wichtiges eurasisches
Segment, das in seiner Bedeutung dem slawischen und turkischen in Nichts
nachstehe. Der gesamte eurasische Integrationsprozess hänge in hohem Maße
davon ab, ob es Russland und dem Iran gelinge, mittel- und langfristig eine
enge strategische Partnerschaft zu formen. Eine allzu enge Auslegung der
eurasischen Idee könne sich dabei als hinderlich erweisen: Für Irans
Nationalisten lauere hinter der klassischen eurasischen Idee einer
turk-slawischen Symbiose Aniran, das mythische Land der Nicht-Iraner
jenseits des Amurdaja, das spätestens mit Ferdosis' persischem Nationalepos
Schahnameh zum ultimativen Feind Irans mutiert sei. Darüber hinaus
sei das dem modernen Iranismus zugrundeliegende Prinzip "positiver
Neutralität" einer engen Partnerschaft zwischen Teheran und Moskau nicht
wirklich förderlich. Die komplizierten Verhältnisse innerhalb der
iranischen Führung samt permanenter Suche nach Kompromissen zwischen
prowestlichen und antiwestlichen Kräften täten ein Übriges. Vom iranischen
Islamismus ganz zu schweigen: Teherans Anspruch auf die Führerschaft in der
schiitischen Welt beziehe sich auf ein geographisches und geopolitisches
Areal, das mit dem eurasischen Raum in seiner klassischen Auslegung sehr
wenig gemeinsam habe. Gleichwohl gebe es gerade im iranischen Islam eine
Reihe proeurasischer Anknüpfungspunkte. Etwa im hochgradig synkretistischen
Werk des Philosophen und Mystikers Suhrawardi. Sein imposanter
Ost-West-Brückenschlag könne den laufenden eurasischen Diskurs merklich
"internationalisieren".

Die Schaffung neuer geokultureller Subräume, befördert durch Ereignisse wie
den Krieg in Syrien, entspricht nicht nur den Interessen Russlands, sondern
auch der Türkei und des Iran. Ein neuer Trilateralismus bricht sich Bahn,
der die Verhandlungsposition aller Beteiligten vor allem gegenüber China
verbessert. Denn nicht nur Moskau, sondern auch Ankara und Teheran können
sich Pekings Integrationstsunami immer weniger entziehen
Jahrelang hatte Recep Tayyip Erdogan Pekings Politik gegenüber den
moslemischen Uiguren im Westen Chinas als "Völkermord" gegeißelt. Seit
August ist Ruhe im Schiff, hat Ankara jeder prouigurischer Propaganda
offiziell abgeschworen und als Zugabe die Ostturkestanische Islamische
Bewegung, eine der wirkmächtigsten uigurischen separatistische
Gruppierungen, als "Terrororganisation" gebrandmarkt. Zu groß ist offenbar
die Furcht des türkischen Präsidenten, sein Land könne aus Chinas neuer
zentralasiatischer Einflusssphäre verdrängt werden.

Auch der Iran hängt inzwischen fest an Pekings Seidenstrassenhaken: Die
zentralasiatische Binnenregion verfügt über drei Zugänge zum Weltmarkt:
einen östlichen (über China), einen südlichen (über Iran) und einen
westlichen (über Russland). Gute Beziehungen mit Teheran sichern Peking den
Zugang zu und damit in bestimmtem Maße die Kontrolle auch über einen der
nichtchinesischen Zugänge. Die Luft für Zentralasien wird dementsprechend
dünner. Der Iran wird dafür unter anderem mit dringend benötigter
Wehrtechnik abgefunden. Spannungsfrei ist das bilaterale Verhältnis jedoch
keineswegs: Den Ausbau des einzigen iranischen Tiefseehafens Chabahar
besorgen - Inder und Japaner.

In dieser Gesamtgemengelage dürfte auf Moskaus eurasischer To-do-Liste ganz
oben stehen, die Türkei und den Iran schnellstmöglich in die SOZ zu
schleusen und damit Pekings Druckpotential auf beide Staaten zu
"sublimieren", sowie mit Indien und Japan trilaterale Kooperationsformate
auszuloten.

 * 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8572: Aus aller Welt - 01.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Proteste in Hongkong gegen umstrittenes Bahnhofsprojekt

In der chinesischen Sonderverwaltungszone Hongkong haben am Montag
Tausende Menschen gegen ein Vorhaben der pekingtreuen Regierung
protestiert, auf einem neuen Bahnhof im Zentrum der
Millionenmetropole künftig Beamte der Volksrepublik einzusetzen. Die
Demonstranten, darunter auch der Aktivist Joshua Wong, einer der
führenden Vertreter der Demokratiebewegung, forderten den Rücktritt
von Verwaltungschefin Carrie Lam, deren Politik als china-freundlich
kritisiert wird. Die Hongkonger Verwaltung muß dem Bahnhofsprojekt
noch zustimmen.

1. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8572: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Drei Festnahmen nach Schuß auf Zwölfjährige in Salzgitter

Im Salzgitter Stadtteil Thiede ist in der Silvesternacht ein
12jähriges Mädchen, das auf dem Gehweg vor dem Haus ihrer Eltern
stand, von einem Projektil im Oberkörper getroffen und schwer
verletzt worden. Es mußte in einem Krankenhaus in Wolfenbüttel
notoperiert werden. Bei einer Spurensuche am Tatort fand die Polizei
später zahlreiche Patronenhülsen, die auf eine mögliche Tatwaffe
hindeuten könnten. Aufgrund von Zeugenaussagen nahmen die Beamten
drei Tatverdächtige in Gewahrsam, deren Beteiligung nach Angaben der
Behörden noch nicht abschließend feststeht. Die Polizei ermittelt
wegen eines versuchten Tötungsdelikts.

1. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8568: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Moskau plant keine Militärbasis in Ägypten

Ein von der russischen Regierung vorbereitetes militärisches
Kooperationsabkommen mit Ägypten, wonach beide Länder den Luftraum
und die Flugplätze des jeweils anderen Landes nutzen dürfen, sieht
nach Angaben des russischen Außenministers Sergej Lawrow keine
Verlegung von russischen Militärs vom Luftwaffenstützpunkt Hmeimim
nahe der syrischen Küstenstadt Latakia nach Ägypten vor. Es würden
gemeinsame Manöver durchgeführt und Erfahrungen ausgetauscht, sagte
Lawrow in einem Gespräch mit dem Fernsehsender RT. Eine Verlegung
russischer Soldaten auf eine Basis in Ägypten sei aber nicht geplant,
betonte der Minister. Ägypten gilt als einer der engsten arabischen
Verbündeten der USA.

1. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8570: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



FDP will Positionen in den Bundesländern ausbauen

Nach dem Aus für Jamaika im Bund strebt die FDP nach einer
Regierungsbeteiligung in Bayern und Hessen. In beiden Bundesländern
wird in diesem Jahr ein neuer Landtag gewählt. Laut Parteichef
Christian Lindner hätte die FDP dann die Möglichkeit, über den
Bundesrat ihren Einfluß in Deutschland auszubauen, um die Politik zu
erneuern. Das wäre dann auch die Ausgangsbasis bei einer nächsten
Bundestagswahl für eine Reformkoalition im Bund, die das Land
wirklich nach vorne bringt, sagte Lindner der Deutschen
Presse-Agentur. Die FDP hatte die Jamaika-Sondierungen mit der Union
und den Grünen im November überraschend platzen lassen und verlor
seither in Umfragen deutlich an Zustimmung.

1. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8569: Tragisches und Kurioses - 01.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwölf Menschen sterben bei Flugzeugabsturz in Costa Rica

Im Westen von Costa Rica ist ein Kleinflugzeug aus noch unbekannten
Gründen abgestürzt. Das Unglück ereignete sich in den Bergen nahe
Punta Islita in der Provinz Guanacaste an der Pazifikküste. Zehn
Touristen aus den USA sowie zwei einheimische Piloten kamen dabei ums
Leben. Medienberichten zufolge hatte die Maschine vom Typ Cessna 208B
Grand Caravan Probleme beim Start. Dem Piloten war es offenbar nicht
gelungen, das Flugzeug über die Bergkette zu steuern.

1. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7654: Aus Forschung und Technik - 01.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Astronauten-Training in der mexikanischen Wüste

Nach der Ankündigung von US-Präsident Donald Trump, bemannte Flüge
zum Mond und zum Mars zu schicken, will die amerikanische Luft- und
Raumfahrtbehörde NASA Astronauten für den Flug zum Roten Planeten
vorbereiten. Wie das mexikanische Verkehrsministerium mitteilte,
prüft derzeit ein Team aus Mitarbeitern der US-Weltraumbehörde, der
mexikanischen Weltraumagentur AEM und der Universität von Sonora, ob
sich das Naturschutzgebiet El Pinacate als Trainingsgebiet für
Astronauten eignet. In der Wüstenregion an der Grenze zu Arizona
waren bereits 1965 und 1970 Astronauten der Apollo-Missionen für ihre
Einsätze auf dem Mond ausgebildet worden.

1. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7667: Aus aller Welt - 01.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Likud-Delegierte fordern Annektierung israelischer Siedlungsgebiete

In Israel hat das Zentralkomitee der konservativen Regierungspartei
Likud eine unverbindliche Resolution verabschiedet, in der von der
Parteiführung die Annektierung weiterer Teile des Westjordanlands
gefordert wird. Der Siedlungsausbau dort und in Ostjerusalem soll
keinen Beschränkungen unterliegen, forderten am Sonntagabend mehr als
tausend Delegierte auf dem Parteitag in Tel Aviv. Die Rechtsprechung
und Souveränität Israels soll auf "alle befreiten Siedlungsgebiete in
Judäa und Samaria" ausgeweitet werden. Der Parteivorsitzende und
Ministerpräsident Netanjahu hatte an der Versammlung nicht
teilgenommen. Dem Völkerrecht zufolge sind die über 200 israelischen
Siedlungen in den vor fünfzig Jahren eroberten Palästinensergebieten
illegal.

1. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7628: Medizin und Gesundheitswesen - 01.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Anstieg der Gewebespenden

Während die Organspende seit Jahren auf niedrigem Niveau
dahindümpelt, gilt das nicht für Gewebespenden von Verstorbenen für
die Transplantation etwa von Augenhornhäuten oder Herzklappen. Nach
der Nachrichtenagentur afp soll die Deutsche Gesellschaft für
Gewebetransplantation (DGFG) mitgeteilt haben, daß die Zahl der
eingegangenen Spendermeldungen 2017 auf rund 32.000 angestiegen ist.
Das ist ein Plus von über 20 Prozent gegenüber vor drei Jahren.

1. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7655: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Petersburger Attentäter gesteht

Am Mittwoch letzter Woche detonierte in einem Supermarkt in Sankt
Petersburg eine Bombe, die in einem Schließfach abgelegt worden war.
Dabei wurden 18 Menschen verletzt. Eine am Samstag festgenommene
verdächtige Person hat die Tat inzwischen gestanden. Den russischen
Ermittlern zufolge hat der 35jährige Dmitri L. aus Sankt Petersburg
den Anschlag organisiert und ausgeführt, weil er die Mitarbeiter der
psychiatrischen Kliniken haßt, in der er seit seinem 19. Lebensjahr
behandelt wurde. L. hat in der Nähe des Anschlagsorts zwei USB-Sticks
hinterlegt, auf denen Informationen zu seinem Motiv und zu dem
selbstgebastelten Sprengsatz gespeichert sind. DNA-Spuren bringen L.
mit dem Sprengsatz und den Speichersticks in Verbindung. Die
Nachrichtenagentur Interfax meldete unter Berufung auf
Ermittlerkreise, der Verdächtige sei Mitglied der nationalistischen
Bewegung New Age. Am Freitag hatte die Dschihadistenmiliz IS den
Anschlag für sich reklamiert. Daraufhin waren die russischen Behörden
von einem Terroranschlag ausgegangen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7581: Sprache, Kunst und Medium - 01.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Im Vatikan hat moderne Musiktechnik Einzug gehalten

Im Vatikan erklingt neuerdings bei Großereignissen im vorderen Teil
des Petersdoms statt der dort eingebauten Pfeifenorgel ein digitales
Instrument.

Nach dem ersten Einsatz an Heiligabend begleitete eine modifizierte
dreimanuale digitale Orgel der US-Firma Allen zum Jahresabschluß die
päpstliche Vesper von Papst Franziskus, wie der Deutschlandfunk
berichtete.

Erwartungsgemäß kam es zu Widersprüchen von Traditionalisten, die in
der Einführung des neuen Instruments einen historischen Bruch sehen.
Der Leiter des päpstlichen Chors der Cappella Sistina, Massimo
Palombella, hält jedoch sehr viel von der Allen GeniSys-Orgel.

Zunächst führte er an, daß die alte Orgel nicht den gesamten Vorraum
ausreichend beschallen könne; außerdem ist das neue portable
Instrument nicht viel größer als ein Klavier und an verschiedenen
Orten im Vatikan einsetzbar. Und schließlich soll sich die Allen-Orgel
besser für Rundfunk- und Fernsehübertragungen eignen. Außerdem werde
die Pfeifenorgel auch weiterhin bei liturgischen Veranstaltungen im
vorderen Teil von Sankt Peter benutzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7645: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Zahlreiche Tote bei Luftangriff auf Tankstelle im Jemen

Piloten der Kriegsallianz um Saudi-Arabien haben am Montag im
Westjemen eine Tankstelle in der Nähe eines Marktes beschossen. Durch
den Luftangriff und den folgenden Brand wurden mindestens 23 Menschen
getötet. Acht weitere wurden verletzt, als die Flammen auf den Markt
übergriffen. Die Suche nach Vermißten könnte die Zahl der Opfer
steigen lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7659: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Außenminister Gabriel mahnt in Teheran Versammlungsfreiheit an

Bundesaußenminister Sigmar Gabriel hat am Montag in Berlin die
iranische Regierung ermahnt, Demonstranten das Recht einzuräumen,
sich zu versammeln und friedlich ihre Stimme zu erheben. Angesichts
des bei den regierungskritischen Kundgebungen der vergangenen Tage
rund einem Dutzend umgekommener Demonstranten drückte der Minister
seine große Sorge aus. Alle Seiten sollten von gewalttätigen Aktionen
Abstand nehmen, so Gabriel.

Die Demonstrationen im Iran hatten sich zunächst gegen hohe
Arbeitslosigkeit und Preissteigerungen gerichtet. Präsident Hassan
Rohani nannte in einer Rede die Protestkundgebungen ein legitimes
Recht der Demonstranten. Am Samstag wurden im Zusammenhang mit
Demonstrationen in Teheran rund 200 Menschen festgenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7631: Tragisches und Kurioses - 01.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Pragmatische Lösung für ruhebedürftige Senioren an Silvester

In der spanischen Provinz Avila ist ein kleines Dorf westlich der
Hauptstadt Madrid dem übrigen Land mit der Begrüßung des neuen Jahres
stets um einen halben Tag voraus.

Wie ZDF heute berichtete, leben in der von Bergen umgebenen Gemeinde
Villar de Corneja überwiegend Menschen, die über 75 Jahre alt sind.
Viele von ihnen seien einfach zu müde, um die langen Stunden bis
Mitternacht wachbleiben zu können, erklärte der Bürgermeister laut
Nachrichtenportal "teinteresa.es" die seniorenfreundliche
Vorverlegung, die gestern zum 13. Mal stattfand.

Inzwischen hat sich diese terminliche Abweichung so weit
herumgesprochen, daß immer mehr Auswärtige kommen und zusammen mit den
Einheimischen den mittäglichen Jahreswechsel zelebrieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7656: Arbeit, Soziales und Familie - 01.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Protest gegen Feinstaubbelastung am Stuttgarter Neckartor

Am Montag haben rund 400 Menschen an der Stuttgarter Kreuzung
Neckartor gegen die Steinstaubbelastung protestiert. Dabei wurde die
Bundesstraße 14 stadteinwärts gesperrt. Zu der Kundgebung unter dem
Motto "Fahrverbote selber machen - Menschen schützen" hatte das
parteiunabhängige Bündnis Stuttgart Ökologisch Sozial (SÖS)
aufgerufen. Die Luft in Stuttgart ist wegen dessen Talkessellage
besonders mit Schadstoffen belastet. Das Neckartor gilt als
deutschlandweit belastetste Kreuzung. Immer wieder ruft die
Stadtverwaltung einen Feinstaubalarm aus. Dann sollten Autofahrer auf
Busse, Bahnen oder Fahrräder umsteigen. Das örtliche
Verwaltungsgericht hat für Tage mit hoher Schadstofflast Fahrverbote
gefordert. Das Land muß bis Ende April 2018 wirksame Maßnahmen zur
Schadstoffminderung ergreifen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7639: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Schneechaos in den französischen Alpen

In den französischen Alpen herrscht Ausnahmezustand. Wie die
Nachrichtenplattform 20 Minuten meldete, mußten in mehreren Orten
südwestlich des Mont-Blanc-Massivs etwa 4000 Menschen wegen starker
Schneefälle in Notunterkünften übernachten. Neben dem Schneefall, der
den Straßenverkehr in der Region zusammenbrechen ließ, bestand auch
wegen gestiegener Temperaturen eine erhebliche Lawinengefahr. So war
bereits am Samstag ein 22jähriger Skiwanderer nahe
Val-d'Isère abseits der Pisten von einer Lawine verschüttet
worden. Er konnte wegen der extremen Wetterbedingungen erst gestern
tot geborgen werden. Daher warnt die Bergrettung, daß ein Verlassen
der ausgeschilderten Pisten auch in den nächsten Tagen angesichts der
hohen Lawinengefahr fast einem Selbstmord gleichkommt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7644: Märkte und Finanzen - 01.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Hochspannungsnetz weiterhin ungenügend

Wegen ungenügender Hochspannungstrassen konnte der in Norddeutschland
geerntete Windstrom in Süddeutschland 2017 oft nicht abgenommen
werden. Deswegen mußten im Norden fossile Kraftwerke heruntergefahren
und Windparks abgeschaltet werden. Die Betreiber erhalten dafür einen
finanziellen Ausgleich. Im Süden wiederum mußten Reservekraftwerke
hochgefahren werden. Der Stromnetzbetreiber Tennet gibt die Kosten
für Noteingriffe im vergangenen Jahr auf Grundlage vorläufiger Zahlen
mit fast einer Milliarde Euro an. Die Netzentgelte sind Bestandteil
des Strompreises. Die Verbraucher werden voraussichtlich noch sieben
Jahre mit hohen Zusatzkosten rechnen müssen. Bis 2025 will Tennet
Netzengpässe durch den Zubau an Erneuerbaren beseitigt haben. Dafür
baut Tennet zusammen mit dem Netzbetreiber TransnetBW die
Hochspannungstrasse Südlink zwischen Nordsee, Bayern und
Baden-Württemberg. Die in Solar- und Windkraftanlagen genutzte,
kostenlose Primärenergie trug 2017 trotz der vergeudeten Windenergie
zum Strommix rund ein Drittel bei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7662: Aus Forschung und Technik - 01.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Viele Android-Apps spähen die Nutzer aus

Mit Smartphones oder Tablets sind mobile Geräte in das trauten Heim
eingezogen, die die Nutzer mit der weiten Welt des Internets
verbinden. Allerdings ist dieser Weg keine Einbahnstraße. So gibt es
Apps, die die Nutzer regelrecht ausspionieren. Die Apps verwenden
dafür eine Software namens Automated Content Recognition (ACR). Diese
ermöglicht es, Audio-Aufnahmen von TV-Shows und Filmen aufzugreifen
… selbst wenn die App nicht aktiv genutzt wird, sondern
lediglich im Hintergrund läuft. Insgesamt sollten rund 1000 Mobile
Games sowie Social Apps und Messenger-Dienste mit der Technologie
versehen sein. Das Start-up Alphonos verweist darauf, daß die
Aufzeichnungen ausdrücklich mit Genehmigung der Nutzer stattfinden.
So bittet die mit ACR versehene App unter anderem um die Nutzung des
Mikrofons. Viele Apps sind auch mit dem Hinweis versehen, daß die
Technik zum Einsatz kommt. Weiter sollen die Nutzer jederzeit die
Möglichkeit haben, die Aufnahmeberechtigung zu widerrufen.
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1627: Das iranische Regime muss die Versammlungsfreiheit respektieren


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Dezember 2017

Das iranische Regime muss die Versammlungsfreiheit respektieren



"Das iranische Regime täte gut daran, die Meinungs- und
Versammlungsfreiheit zu respektieren und die Proteste nicht gewaltsam
niederzuschlagen. Die sozialen wie auch politischen Forderungen der
Demonstranten muss die iranische Führung ernst nehmen. Die Bundesregierung
sollte unverzüglich den iranischen Botschafter einbestellen", erklärt Niema
Movassat, Mitglied des Deutschen Bundestages für die Fraktion DIE LINKE.
Movassat weiter:

"Wir erleben im Iran die größten Proteste seit der umstrittenen
Präsidentschaftswahl 2009. Allein für heute sind in ca. 50 Städten
Demonstrationen angekündigt. Die Sicherheitskräfte gehen gewaltsam gegen
die regimekritischen Proteste vor. Dies ist in aller Deutlichkeit zu
verurteilen. Die Menschen haben ein Recht, ihre Meinung laut und hörbar auf
die Straße zu tragen.

Die prekäre wirtschaftliche Lage ist der Anlass für die Demonstrationen.
Die Unzufriedenheit über die politische Führung ist aber nicht neu.
Präsident Rohani konnte oder wollte seine politischen und wirtschaftlichen
Versprechen kaum umsetzen. Hohe Arbeitslosigkeit, hohe Lebenshaltungskosten
und das Fehlen von Grundrechten sind das Resultat.

Während das iranische Regime munter in fast allen Konflikten des Nahen
Ostens, insbesondere Syrien, mitmischt, ist er nicht in der Lage, für die
eigene Bevölkerung würdige Lebensbedingungen zu schaffen. Die Demonstranten
im Iran zeigen Mut, wenn sie gegen dieses repressive Regime auf die Straße
gehen. Die Bundesregierung muss unverzüglich den iranischen Botschafter
einbestellen und ihm gegenüber die gewaltsame Niederschlagung von Protesten
verurteilen."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Dezember 2017

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Januar 2018 
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1585: Regierungspressekonferenz vom 29. Dezember 2017 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 29. Dezember 2017

Regierungspressekonferenz vom 29. Dezember 2017

Themen: Gefangenenaustausch in der Ukraine, Arbeit der
geschäftsführenden Bundesregierung, Kontrolle der europäischen
Binnengrenzen, Asyl- und Flüchtlingspolitik, Arbeitslosenstatistik,
Forderung nach Berufung eines Antisemitismusbeauftragten der
Bundesregierung, Verhältnis zwischen Deutschland und der Türkei, Tötung
einer Jugendlichen durch einen Asylsuchenden in Rheinland-Pfalz,
Sicherheitslage in der anstehenden Silvesternacht, aus Deutschland
entführter vietnamesischer Staatsangehöriger, Sicherheitslage in
Afghanistan, Zahl der in der gesetzlichen Krankenversicherung Versicherten,
Regierungsbildung in Österreich, Kredit für die insolvente Fluggesellschaft
Air Berlin, Flugverbot der Fluggesellschaft Kuwait Airways für
Israelis


Sprecher: SRS Streiter, Dr. Neymanns (BMI), Steffen (BMJV), Breul
(AA), Jäger (BMAS), Ewald (BMG), Jornitz (BMWi)



Vors. Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS Streiter sowie
die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS Streiter: Wie Sie wissen, fand vorgestern, am 27. Dezember, in der
umkämpften Ostukraine ein umfangreicher Austausch von Gefangenen der
Konfliktparteien statt. Mehr als 300 Personen wurden aus der Gefangenschaft
entlassen und konnten inzwischen wohlbehalten zu ihren Angehörigen
zurückkehren. Dieser Gefangenenaustausch war der erste in diesem Jahr und
ist Teil der Umsetzung der Minsker Vereinbarungen. Das Zustandekommen
dieses bedeutenden Erfolgs wurde durch die Arbeit des Normandie-Formats
bestehend aus Deutschland, Frankreich, der Ukraine und Russland und der
Arbeitsgruppe zu humanitären Fragen der Trilateralen Kontaktgruppe das sind
die Ukraine, Russland und die OSZE begleitet.

Bundeskanzlerin Merkel und der französische Staatspräsident Macron haben
diese Umsetzung der Einigung der Trilateralen Kontaktgruppe in einer
gemeinsamen Erklärung ausdrücklich begrüßt. Diese humanitäre Geste vor dem
orthodoxen Weihnachtsfest war wichtig und überfällig. Sie kann aber leider
nicht darüber hinwegtäuschen, dass dies nur ein kleiner Fortschritt auf dem
mühsamen Wege der Umsetzung der Vereinbarungen von Minsk ist. Der
Gefangenenaustausch ist darin, wie Sie wissen, seit 2014 verankert und eine
wesentliche humanitäre Frage, die zur Gänze gelöst werden muss. Die
Bundesregierung appelliert deshalb an alle Beteiligten, hier bald zu einer
Lösung zu kommen; denn es werden noch weitere Personen widerrechtlich
festgehalten.

Frage: Herr Streiter, seit fast 100 Tagen ist die Bundesregierung
geschäftsführend im Amt. Können Sie eine kleine Bilanz ziehen? Ist etwas
passiert? Ist nichts passiert? Wie sieht Ihre Bilanz aus?

SRS Streiter: Da gibt es keine Bilanz. Die Bundesregierung ist im Amt, und
sie bleibt so lange geschäftsführend im Amt, bis es eine neue
Bundesregierung gibt. Da möchte ich hier keine Bilanz ziehen.

Zusatzfrage: Können Sie einmal kurz sagen, was in diesen 100 Tagen erreicht
wurde, was gemacht wurde? Da gibt es ja einige Dinge.

SRS Streiter: Nö.

Frage: Vielleicht würden Sie gerne in die andere Richtung schauen, wenn es
jetzt in den nächsten Wochen und Monaten Sondierungen und
Koalitionsverhandlungen geben wird. Gibt es denn irgendwelche Themen, die
tatsächlich noch auf der Agenda stehen? Die Frage geht gerne auch an die
Ministerien. Gibt es also noch irgendetwas, das jetzt irgendwie dringend
abgearbeitet werden müsste?

SRS Streiter: Sie haben uns diese Anfrage ja gestern schon geschickt -
nicht uns, aber den Ministerien, und vielleicht nicht Sie persönlich, aber
ein Kollege von Ihnen. Ich kann dazu nur allgemein sagen, dass eine
geschäftsführende Regierung rechtlich dieselben Befugnisse wie eine
reguläre Regierung hat. Dazu gehört natürlich auch das Recht zum Erlass von
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften. Handlungsfähigkeit besteht
auf allen Gebieten, auch auf europäischer und internationaler Ebene.

Sie schütteln so den Kopf. Ich kann auch gerne noch einmal nachlegen. Ich
meine, Sie kennen die Situation. Es wird Ihnen doch auch nicht sehr
erläuterungsbedürftig sein, dass die Bundesregierung jetzt natürlich keine
Aktivitäten startet, die eine künftige Bundesregierung irgendwie festlegt.

Frage: Ich habe eine Frage, die sich vor allem an das BMI, aber vielleicht
auch an die Bundesregierung insgesamt richtet. Es geht um das Thema der
europäischen Binnengrenzen. Die CSU möchte gerne die Beweislast dahingehend
umkehren, dass die Kontrolle an europäischen Binnengrenzen fortgesetzt
werden kann, solange die Europäische Kommission nicht nachweisen kann, dass
die Außengrenzen sicher sind. Ist das, also diese Beweislastumkehr, etwas,
das auf Ebene der Innenminister schon einmal besprochen wurde? Ist das nach
Ihrer Ansicht ein Vorschlag, der in Europa Erfolg haben könnte?

Dr. Neymanns: Ganz grundsätzlich ist es immer die Position des Ministers
und, glaube ich, auch seiner europäischen Amtskollegen gewesen, dass die 
EU-Außengrenzen geschützt werden müssen, um den Zustrom oder die Zuwanderung
kontrollieren zu können. Um das zu verbessern, sind in den letzten Jahren
verschiedene Dinge initiiert worden. Weil die EU-Binnengrenzen derzeit noch
nicht so geschützt sind, wie sie eben geschützt werden sollen Sie kennen
das: Einreise- und Ausreiseregister, European Travel Information and
Authorization System und die diversen Projekte, die auf der EU-Ebene in den
letzten Jahren beschlossen, schon umgesetzt und teilweise noch im Fluss
sind , und weil da noch etwas zu tun ist, hat der Bundesinnenminister vor
ein paar Wochen entschieden, die Grenzkontrollen einzelner Grenzen in
Deutschland und Österreich zu verlängern.

Einzelne Vorschläge aus dem politischen Raum kann ich hier nicht
kommentieren.

Zusatzfrage: Die Frage war ja: Ist so etwas auf europäischer Ebene in
Anwesenheit oder mit Wissen von Herrn de Maizière schon einmal diskutiert
worden, oder ist diese Beweislastumkehr etwas, das Sie jetzt zum ersten Mal
hören?

Dr. Neymanns: Ich persönlich höre hier von diesem Vorschlag zum ersten Mal,
aber ich kann nachher gerne noch einmal der Frage nachgehen, ob ich dazu
irgendetwas finde. Ansonsten gilt auch weiterhin: Einzelne politische
Forderungen kann ich hier nicht kommentieren. Ich kann auch nicht irgendwie
einschätzen, inwieweit die auf europäischer Ebene Erfolg haben.

Zusatzfrage: Wenn ich noch einmal nachfragen darf, quasi an das Kanzleramt:
Fühlen sich die Bundeskanzlerin bzw. die Bundesregierung insgesamt an das
Prinzip der "ever closer union" gebunden?

SRS Streiter: Das sagt mir jetzt nichts; es tut mir leid.

Zusatzfrage: Das ist das Prinzip, dass die europäische Integration immer
weiter voranschreitet. Ist das ein Prinzip, das für die Bundesregierung
gilt, oder ist das ein Prinzip, das einmal auf europäischer Ebene galt,
jetzt aber eigentlich keine Bedeutung mehr hat?

SRS Streiter: Ich finde, das ist irgendwie gar kein Punkt, den man jetzt
diskutieren muss. Für die Bundeskanzlerin, und das hat sie immer wieder
gesagt, ist eine Sicherung der Außengrenzen entscheidend; denn nur
innerhalb gesicherter Außengrenzen kann es einen geregelten Binnenverkehr
geben.

Frage: Herr Neymanns, es geht um die Flüchtlingsstatistik. Ich kenne die
Statistik von Januar bis November von Ihrer Webseite. Danach waren es 172
Asylsuchende, die nach Deutschland gekommen sind. Wenn ich jetzt einfach
einmal den Dezember zum Durchschnitt der letzten beiden Monate
hinzuaddiere, dann landen wir am Jahresende irgendwo bei 190. Das ist jetzt
einfach einmal eine Zahl, die ich so dahinsage. Ich würde diese Zahl gerne
einmal verstehen. Vielleicht können Sie mir mit der Einordnung helfen. Laut
UNHCR sind 2017 170 Menschen über das Mittelmeer geflohen. In Deutschland
haben ja mehr Menschen Asyl gesucht. Wie sind die denn nach Deutschland
gekommen? Was sind das für Wege? Wo kommen die Asylsuchenden her? Es sind
ja gar nicht so viele gewesen, die über das Mittelmeer gekommen sind, wenn
ich dem UNHCR glaube. Welche Wege kommen denn noch hinzu, damit wir in
Deutschland auf 180 oder 190 kommen?

Dr. Neymanns: Die Antwort auf die Frage nach der Differenz in Deutschland
kann ich jetzt nicht aus dem Ärmel schütteln. Die hochgerechnete Asylzahl
für das Jahr wird irgendwann im Januar genau veröffentlicht werden, und die
UNHCR-Zahl muss ich nicht kennen. Aber es gibt, auch wenn die Balkanroute
irgendwie eingeschränkt ist, weiterhin Menschen, die über die Balkanroute
kommen. Ich kann Ihnen hier keine Zahlen aus dem Ärmel schütteln; das wäre
auch unseriös. Es gibt sicherlich auch Menschen, die irgendwie über
Ostgrenzen nach Deutschland kommen. Ich glaube, die Rechnung des UNHCR
spricht von 170. Ich rechne das für Deutschland irgendwie auf 190 hoch. Da
fehlen welche. Es ist also ein bisschen zu einfach, das so einfach
gegenüberzustellen.

Das Mittelmeer ist eine Migrationsroute, und das zentrale und das westliche
Mittelmeer sind sicherlich auch die Hauptmigrationsrouten. Aber dann gibt
es immer noch den Balkan oder auch die Ostgrenzen. Zahlenmäßig kann ich das
aber, wie gesagt, hier nicht beziffern.

Zusatzfrage: Das UNHCR sagt ja auch, die Zahl der Flüchtlinge über die
Mittelmeerroute sei zurückgegangen. Spüren Sie auch bei den Asylsuchenden
in Deutschland einen Rückgang gegenüber dem Vorjahr 2016?

Dr. Neymanns: Ich habe die Zahlen, ehrlich gesagt, hier in meinem
Papierstapel. Wenn ich mich richtig erinnere, waren es in Deutschland 2015
890 und 2016 ungefähr 280 Asylsuchende. Wenn es jetzt - was hatten Sie
gesagt? - nach der Asyl-PM im Dezember 170 waren, dann gibt es, glaube ich,
wenn man die Zahlen betrachtet, einen Rückgang.

Zusatzfrage: Wenn ich noch eine letzte Frage zum Thema Asylsuchende
anhängen darf: Viele der Asylbescheide werden ja gerichtlich angefochten.
Ich habe eine Zahl gelesen, wonach jeder vierte Kläger Recht bekommt. Wie
wollen Sie denn das Qualitätsmanagement beim BAMF verbessern?

Dr. Neymanns: Das Klagerecht des Asylsuchenden ist das Recht, das ihm
zusteht. Insofern ist das BAMF ständig dabei, die Asylverfahren zu
verbessern, die Asylverfahren zu beschleunigen, die Identität zu
überprüfen, die Echtheit der Dokumente zu überprüfen, also auch die
Asylvita oder sozusagen das Leben der Asyl suchenden Person irgendwie zu
plausibilisieren. Das sind ständige Prozesse, die da laufen.

Daraus, dass gegen ein Viertel aller Asylbescheide geklagt wird, zu
schließen, dass die Asylbescheide des BAMF schlecht oder fehlerhaft sind,
ist, glaube ich, auch nicht ganz zutreffend.

Zusatz: Nein, es geht nicht darum, dass ein Viertel dagegen klagt, sondern
darum, dass ein Viertel Recht bekommt! Das ist, finde ich, schon eine hohe
Zahl. Das heißt ja, dass die Bescheide nicht korrekt waren.

Dr. Neymanns: Das heißt, dass das Gericht eine andere Einschätzung zum
Schutzgrund als das BAMF findet. Auf Basis der Informationen und der
Qualität im BAMF, die da vorgelegen hat, hat das BAMF natürlich einen guten
Bescheid getroffen. Aber das Klagerecht steht ja jedem frei.

Frage: Ich habe auch eine Frage an das Innenministerium; sie schließt sich
eigentlich an: Nach Angaben des BAMF nimmt der Anteil von Asylsuchenden,
die gefälschte Dokumente mit sich führen, zu. Mich würde einmal
interessieren: Was sind das für Dokumente bzw. gibt es Erkenntnisse
darüber, woher die stammen?

Dr. Neymanns: Vielen Dank. Sie hatten ja schon im Vorfeld Kontakt zu uns
aufgenommen.

Vielleicht kann ich zur Verdeutlichung einleitend einmal ganz kurz ein paar
Zahlen nennen: Während der Asylverfahren sind im Jahr 2014 10 Dokumente auf
Echtheit überprüft worden, wobei ich gerade, ehrlich gesagt Davon wurden
7628 nicht beanstandet. 770 davon waren verfälscht, und nicht abschließend
bewertbar waren 2000. Zum Anstieg, den Sie jetzt meinen: Im Jahr 2017 sind
gut 233 Dokumente geprüft worden. 217 waren ohne Beanstandung. Ge- oder
verfälscht waren gut 10 Dokumente, nicht abschließend bewertbar 5300. In
der Kürze der Zeit konnte ich keine Informationen darüber besorgen, was das
für einzelne Dokumente waren, ob das Passdokumente oder Reisepässe oder
gegebenenfalls Geburtsurkunden etc. waren.

Sie hatten auch gefragt, was in solchen Fällen passiert, in denen
gefälschte Dokumente vorgelegt werden. Das wird erst einmal im
Sicherheitsreferat des BAMF bearbeitet und genau analysiert. Dann, wenn
sozusagen erhebliche Zweifel bestehen, geht das in die AG Status, die bei
uns im BMI angesiedelt ist. Die prüft solche Fälle auch noch einmal,
insbesondere auf die Sicherheit bezogen, oder gegebenenfalls geht das dann
an das GTAZ, das Gemeinsame Terrorismusabwehrzentrum, um da zu schauen, was
daraus folgt.

Wichtig ist, glaube ich, auch noch Folgendes: Wenn die Fälschung
vorgenommen wurde, um über die Staatsangehörigkeit zu täuschen und mit der
falschen Staatsangehörigkeit Asyl zu bekommen, dann wird der Asylantrag
negativ beschieden.

Frage: Herr Dr. Neymanns, wenn ich recht informiert bin, dann dauert es
derzeit etwa zwölf Wochen, bis mit den Integrationskursen begonnen wird.
Angestrebt war, glaube ich, eine Höchstdauer von sechs Wochen. Woran liegt
es, dass sich diese Wartezeit verdoppelt hat? Was bedeutet es zweitens für
die Integration, wenn die ersten Schritte so lange nicht gemacht werden
können? Was wird drittens zur Abhilfe oder Verbesserung getan?

Dr. Neymanns: Vielen Dank. Vielleicht nenne ich auch da zur Einleitung ein
paar Zahlen: Die Zahl der Integrationskurse betrug 2014 10. Die Zahl der
Integrationskurse im Jahr 2016 betrug schon rund 20, wurde also innerhalb
von zwei Jahren verdoppelt. Die Zahl der Teilnehmer am Integrationskurs hat
sich von 142 im Jahr 2014 auf 340 im Jahr 2016 verdoppelt. 2017 ist noch
nicht abgeschlossen, aber bislang sind rund 273 Kursteilnehmer zu
verzeichnen. Der Stichtag, 27. Dezember, war vor ein paar Tage. Da müssen
wir noch einmal schauen.

In der Tat muss man sehen, dass die Personen, die an Kursen teilnehmen
dürfen, relativ schnell in die Kurse kommen. Die Integrationskurse richten
sich ja vornehmlich an die Personen, die bleiben werden oder zumindest eine
große Wahrscheinlichkeit haben, zu bleiben. Das BAMF hat auf die
möglicherweise lange Wartezeit reagiert und pilotiert gerade in 23
Modellregionen einen neuen Zusteuerungsprozess. Da werden die
Kursteilnehmer, sobald sie ihren, wie ich es einmal nenne, Kurs-Gutschein
haben, sofort den Kursträgern zugesteuert. Die ersten Erfahrungen mit dem
Pilotprozess zeigen, dass es irgendwie ganz vernünftig läuft und dass die
Zeit zwischen der Ausstellung der Bescheinigung und dem Beginn der
Kursteilnahme eben deutlich beschleunigt werden kann.

In der Tat sind es durchschnittlich 11,7 Wochen, die Sie genannt haben. In
diesem Pilotprojekt in diesen 23 Modellregionen beträgt die Zeit 6,4
Wochen. Wenn sich dieses Projekt also weiter verstetigt und weiter
erfolgreich ist, wird es dann sicherlich auch bundesweit ausgerollt werden.

Zusatzfrage: Ehrlich gesagt verblüfft mich die Antwort ein wenig, weil ich
das, was Sie als Ablauf des Pilotprojekts schildern, für den Normalfall
halten würde, also dass, wenn jemand, von dem man wünscht, dass er sehr
schnell in einen Integrationskurs kommt, dann einen Gutschein erhält, man
dann sofort "Hier geht es lang" sagt. Wenn Sie jetzt sagen, das sei
modellhaft erprobt, wie ist denn dann ansonsten die bisherige Praxis?
Erhalten die einen Gutschein, und man wartet, bis die sich irgendwo melden?

Dr. Neymanns: Es gibt ja verschiedene Integrationskursanbieter, und das hat
eben dazu geführt, dass die Wartezeit länger war, als wir es uns gewünscht
haben. Insofern hat das BAMF das Modellprojekt aufgesetzt, um die Zeit eben
zu verkürzen.

Frage: Herr Neymanns, noch einmal zum BAMF: Können Sie etwas zur
Personalentwicklung für 2018 sagen? Bauen Sie da eigentlich Stellen ab,
oder bleibt es bei dem Personal?

Dr. Neymanns: Auch zu 2018 kann ich jetzt nichts aus dem Ärmel schütteln.
Das BAMF hat ja wegen der stark gestiegenen Zahlen der Asylverfahren einen
erheblichen Personalaufwuchs gehabt, aus dem Ärmel würde ich sagen, von ca.
2500 auf gut 10 zu einem bestimmten Zeitpunkt. Das waren aber auch durchaus
Personen mit befristeten Verträgen. Teile dieser befristeten Verträge
laufen aus und werden nicht verlängert. Andere befristete Verträge werden
verlängert. Insofern findet ein Personalabbau statt, das stimmt. Die
Zahlen, die wir vorher schon hatten, gehen ja auch zurück. Aber wie das
jetzt für das Jahr 2018 aussieht das muss ich zugeben , weiß ich jetzt
nicht.

Zusatzfrage: Aber können Sie auch mit zurückgehendem Personal weiterhin
eine Qualität der Bearbeitung gewährleisten?

Dr. Neymanns: Das ist natürlich das Ziel. Die Prozesse im BAMF sind ja
optimiert worden. Die elektronische Unterstützung im BAMF ist erheblich
optimiert und ausgebaut worden. Die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen
beteiligten Stellen ist über die elektronischen Systeme in den letzten
Jahren erheblich intensiviert worden. Das muss ich Ihnen hier nicht sagen;
das war ja hier auch wirklich häufig ein Thema. Aber die Qualität wird
selbstverständlich gewährleistet.

Frage: Herr Neymanns, im Nachklapp zu der Frage (zu gefälschten
Dokumenten): Was passiert denn, wenn Sie nicht abschließend feststellen
können, ob Dokumente echt oder gefälscht sind? Was passiert mit diesen
Leuten? Sie müssen die ja auf irgendeinem Weg weiter einsortieren.

Dr. Neymanns: Wie gesagt, wenn das Dokument gefälscht war, um über die
Staatsangehörigkeit zu täuschen, also wenn man mit einer anderen
Staatsangehörigkeit als der eigene versucht, Asyl zu bekommen, dann ist das
ein Ausschlussgrund, ein Ablehnungsgrund für das Asylverfahren.

Zusatzfrage: Das ist klar. Aber das passiert ja, wenn Sie feststellen, dass
das gefälscht ist. Sie haben ja gesagt, es gebe ein paar Tausend in diesem
Jahr waren es, glaube ich, 5000, haben Sie gesagt , für die man nicht
abschließend feststellen kann, ob die nun eigentlich echt oder gefälscht
sind. Was passiert also mit den Leuten?

Dr. Neymanns: In der Tat ist es so, dass ein gefälschtes Dokument nicht
zwingend ein Asylausschlussgrund ist. Also kann auch eine Person, die ohne
Dokumente einreist, durchaus einen Asylantrag in Deutschland stellen und
auch durchaus Asyl bekommen.

Zusatzfrage: Heißt das, die Leute, bei denen Sie sich nicht sicher sind,
gehen weiter in das normale Asylverfahren?

Dr. Neymanns: Die gehen in das weitere Asylverfahren hinein. Bei denen, die
sicherheitsauffällig sind, folgt der Prozess, den ich Ihnen vorhin genannt
habe - mit den beteiligten Behörden, dem Sicherheitsreferat im BAMF, dem
GTAZ auf Bundesebene etc.

Frage: Es geht im weitesten Sinne natürlich schon um diesen Komplex,
beträfe aber aus meiner Sicht noch einmal ein bisschen die
Sondierungspolitik oder Erwartungen. Da hat es in den letzten Tagen einige
Meldungen zum Stichwort Familiennachzug gegeben. Insofern hat das ja auch
irgendwie etwas mit Flüchtlingen zu tun. Ich weiß aber nicht, ob sich meine
Frage an das BMI oder an das Justizministerium richtet, weil das eher so
eine Lernfrage ist.

Nun steht so ein Kompromissvorschlag von Herrn Laschet im Raum, man könnte
eventuell bei Härtefällen Entgegenkommen zeigen. Herr Herrmann ist ihm dann
in der "Süddeutschen Zeitung" beigesprungen. Ich verstehe nicht ganz: Sind
Härtefälle in Sondierungen eigentlich überhaupt verhandelbar? Ist es nicht
das Recht der Asylsuchenden und auch der subsidiär Geschützten, das
einzuklagen, wie es dieser 16-jährige Syrer getan hat? Steht ihnen das
nicht zu? Das klingt so gönnerhaft, ganz nach dem Motto: Wir könnten euch
bei Härtefällen entgegenkommen. Aber das ändert ja gar nichts an den
Grundpositionen der Konfliktparteien Union und SPD, sondern es geht nur
deswegen versuche ich, das zu verstehen um die Frage: Welche Bedeutung
haben eigentlich die Härtefälle? Vielleicht kann mir die Justiz einmal
erläutern, ob Härtefälle überhaupt verhandelbar sind.

Steffen: Die Justiz kann das an dieser Stelle, glaube ich, nicht erläutern,
zumindest nicht in Form meiner Person. Die Zuständigkeit dafür liegt,
glaube ich, unter anderem beim AA.

Allerdings kann ich allgemein sagen, dass wir uns zu diesen Äußerungen aus
dem politischen Raum hier schlichtweg nicht äußern werden.

Zusatzfrage: Ich will auch nicht, dass jetzt der Eindruck entsteht, ich
würde von Ihnen Informationen über Sondierungsverhandlungslinien, rote
Linien oder sonst etwas haben wollen. Mir geht es nicht um die
Sondierungen. Es geht mir grundsätzlich um die Frage: Wenn jemand hier
subsidiär geschützt ist, kann er dann das Recht auf Familiennachzug
einklagen? Wenn er das kann, dann ist das doch nicht verhandelbar. Das ist
dann doch nichts, was man dem politischen Gegner einräumt. Verstehe ich das
falsch? Herr Breul vielleicht?

Frage: Ich glaube, das ist ja der entscheidende Punkt. Wir insbesondere als
geschäftsführende Bundesregierung arbeiten natürlich mit der rechtlichen
Grundlage, die wir haben. Einer neuen Bundesregierung mit einer
entsprechenden Mehrheit im Bundestag steht es natürlich frei, rechtliche
Grundlagen anzupassen. Vielleicht beantwortet das einen Teil Ihrer Frage.
Dementsprechend verändert das natürlich auch die Grundlage da spreche ich
jetzt wirklich unter Kontrolle des Justizministeriums , auf der man
bestimmte Dinge einklagen kann oder auch nicht.

Vielleicht nur kurz zu diesem Fall, auf den Sie anspielen und der uns kurz
vor Weihnachten beschäftigt hat: Dabei ging es sehr konkret darum, ob eine
Visumserteilung nach 22 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes möglich ist, worauf
dieser junge Syrer geklagt hat, also für seine Familie. Das ist sozusagen
immer ein Einzelfall. Es wird begutachtet, ob dringende humanitäre Gründe
vorliegen. Das ist also keine allgemeine Härtefallregelung, über die jetzt
vielleicht debattiert wird, sondern wirklich eine Entscheidung, die in
jedem Einzelfall zu treffen ist.

Zusatzfrage: Wenn Sie davon sprechen, die rechtliche Grundlage anzupassen,
heißt das dann, dass die Bundesregierung bereit wäre, auch darüber
nachzudenken, sie zu verschärfen oder sie zu lockern?

Breul: Ich glaube, dafür sind wir jetzt die falschen Adressaten. Wir sind
hier die Sprecher der geschäftsführenden Bundesregierung. Sie sagen selbst,
dass das jetzt Thema der Sondierungen ist. Harren wir da also der Dinge,
die da beschlossen werden.

Frage: Das ist ja doch interessant. Gibt es eine genaue Definition des
Begriffs Härtefall? Ist ein Härtefall also etwas, über den im gegebenen
Fall ein Sachbearbeiter entscheiden kann, oder nicht? Ist das etwas, das
man vor Gericht einklagen kann, oder ist ein Härtefall auch als etwas
definiert, das ein Gesetzgeber in bestimmten Bereichen ausschließen kann,
oder ist ein Härtefall in allen justiziablen Bereichen immer etwas, das es
geben muss?

Steffen: Die Antwort ist nicht ganz einfach. Aber Härtefälle als solche
sind nicht definiert, sondern das ist Sache der Politik. Minister Heiko
Maas hat sich dazu im Februar 2016 auch geäußert: "Der Weg für das
Asylpaket II ist frei: Für schutzbedürftige minderjährige Flüchtlinge
ermöglichen wir humanitäre Entscheidungen. Wir haben eine vernünftige
Lösung gefunden - ohne die Beschlüsse der Koalition zu ändern." Das war,
wie gesagt, 2016. Aber das ist, wie gesagt, nicht definiert, sondern auch
immer eine Sache der politischen Entscheidungen.

Frage: Bedeutet der Terminus Härtefall nicht, dass er dann eintreten kann,
wenn eine ansonsten bestehende Regelung konsequent angewendet werden würde,
sodass der Härtefall sozusagen per definitionem egal, wie das dann im
Einzelfall ausgelegt wird immer eine Art von Gnadenrecht ist, wie man es
vielleicht früher genannt hätte? Es gibt eine Regel, die, wenn wir sie
anwenden würden, für Einzelne eine sehr hohe Härte bedeuten würde, und
deswegen weichen wir möglicherweise nach Kriterien, die man aufstellt von
der Regel ab. Aber ein Härtefall setzt erst einmal eine andere Regel
voraus. Sehe ich das falsch?

Steffen: Ich kann zu diesem Zeitpunkt jetzt gerade nichts dazu beitragen,
fürchte ich, falls die Frage an mich gerichtet war.

Frage: Ich habe nur noch einmal die Frage an das Justizministerium, ob ich
es richtig verstanden habe, dass der Begriff Härtefall nicht definiert ist.
Das heißt also, wenn ein CSU-Innenpolitiker jetzt von einer Ausweitung der
Härtefallregelung spricht, ist das eigentlich de facto unlogisch.

Steffen: Damit würden Sie mich ja jetzt sozusagen wieder zwingen, das zu
bewerten. Das kann ich an dieser Stelle nicht tun; es tut mir leid.

Frage: Frau Jäger, der Sozialverband Deutschland kritisiert, dass keine
neuen sozialpolitischen Projekte angestoßen werden, solange wir noch keinen
neuen Bundeshaushalt haben. Schadet diese Situation aus Ihrer Sicht dem
Sozialstaat? Kann jetzt irgendetwas nicht in die Wege geleitet werden, das
nötig wäre?

Jäger: Aus meiner Sicht schadet das nicht, denn die geschäftsführende
Bundesregierung führt alle Projekte fort, die es bisher gegeben hat. Es
bricht nichts an Finanzierung weg. Insofern sehe ich keinen Anlass für
diese Kritik.

Frage: Es geht nicht um den Sozialstaat, aber um den Arbeitsmarkt. Insofern
sind wir, was das Ministerium angeht, richtig. Frau Jäger, am 3. Januar
wird die neue Statistik in Nürnberg vorgestellt. Können Sie mir einmal
erklären, warum rund eine Million Menschen in der Arbeitslosenstatistik
nicht aufgeführt werden, zum Beispiel Langzeitarbeitslose?

Die Zahlen sind zurzeit ja sehr günstig. Man könnte sich ja einmal ehrlich
machen und alles sozusagen mit einpreisen, was keine Arbeit hat.

Wie kommt es dazu, statistisch so zu verfahren?

Jäger: Die Art, wie Arbeitslosigkeit aufgeführt wird, ist ja nicht jetzt
ganz frisch so erfunden worden, sondern das wird schon lange nach dieser
Methode getan.

Sie gehen ansonsten auf Menschen in unterschiedlichen Schulungen,
Fortbildungen und Ähnlichem ein, die nicht als arbeitslos geführt sind. Ich
wüsste nicht, warum das gerade jetzt geändert werden sollte.

Frage: Eine Frage an Herrn Streiter: Charlotte Knobloch, die ehemalige
Präsidentin des Zentralrats der Juden in Deutschland, sieht jüdisches Leben
in Deutschland gefährdet und fordert von der Bundesregierung die Einsetzung
eines oder einer Antisemitismusbeauftragten. Hat die Bundesregierung schon
eine Meinung dazu? In welcher Form setzt sie sich mit dieser Forderung
auseinander?

SRS Streiter: Frau Knobloch ist ja nicht die Erste, die das fordert. Dies
wird sicherlich Gegenstand der Gespräche zur Bildung einer neuen Regierung
sein.

Zusatzfrage: Sie haben recht, Frau Knobloch ist nicht die Erste. Aber sie
stützt sich sozusagen auf neuere antisemitische Vorfälle und von daher auf
eine neue Lage.

Was spräche dagegen, dass auch jetzt schon ein Antisemitismusbeauftragter
berufen würde?

SRS Streiter: Das kann ich nicht erwägen. Aber schauen wir, was die Zeit
bringt. Ich kann jetzt hier keine Festlegung treffen.

Zusatzfrage: Beschäftigt sich die geschäftsführende Bundesregierung zurzeit
mit dieser Forderung?

SRS Streiter: Heute nicht, nein.

Frage: Es geht um das Thema Türkei. Herr Erdogan hat ja einige, so will ich
es einmal sagen, versöhnliche Worte in Richtung der Niederlande und auch in
Richtung Deutschlands geschickt. Ist das vielleicht auch in anderer Form
bei der Bundesregierung angekommen? Was stellt sich die Bundesregierung
vor, damit sich das Verhältnis verbessert?

SRS Streiter: Ich vermute, Sie haben mich angesprochen. Die Bundesregierung
hat die Aussagen von Staatspräsident Erdogan zur Kenntnis genommen. Nach
Auffassung der Bundesregierung ist die Lösung der verbliebenen Haftfälle
eine wichtige Aufgabe zur Verbesserung der bilateralen Beziehungen. In
diesem Zusammenhang nehmen wir auch die gestrige Nachricht über die
Freilassung eines deutschen Staatsangehörigen aus der türkischen Haft
positiv zur Kenntnis.

Frage: Herr Streiter, es geht um den Fall in Kandel, den Tod eines 
15-jährigen Mädchens. Es gibt Forderungen, den jungen Täter abzuschieben.
Schließt sich die Bundesregierung diesen Forderungen an?

SRS Streiter: Die Bundesregierung nimmt zu diesem Fall nicht Stellung.

Zusatzfrage: Warum nicht?

SRS Streiter: Das muss ich nicht begründen. Warum sollen wir zu diesem Fall
Stellung nehmen?

Zusatz: Weil er die Öffentlichkeit bewegt.

SRS Streiter: Meine Auskunft ist: Ich möchte dazu keine Stellung nehmen.

Frage: Eine Frage an das Innenministerium, ich hatte es ja schon einmal
versucht. Gibt es mit Blick auf die Silvesternacht Anzeichen, dass sich
erneut mehrere Tausend Menschen zum Beispiel in Köln mit, ich nenne es
einmal so, nicht friedlicher Absicht versammeln werden? Wird die
Bundespolizei wieder mit einem Großaufgebot vor Ort sein? Das muss sich
nicht nur auf Köln beziehen, sondern kann sich auch auf andere Städte
beziehen. Wie sieht sozusagen die Gefährdungslage für Feiernde und
vielleicht auch für Gottesdienstbesucher aus?

Dr. Neymanns: Die Polizeien vor Ort richten sich darauf ein, dass sie je
nach Geschehen angemessen reagieren. Wie in den vergangenen Jahren wird
sich die Bundespolizei auch in diesem Jahr rund um die Silvesterfeier mit
Einsatzkonzepten zur Unterstützung der Landespolizeien einbringen und mit
den kommunalen Behörden und den Sicherheitspartnern entsprechend abstimmen.

Zusatzfrage: Haben Sie denn Hinweise, dass es wieder Vorfälle wie in den
vergangenen beiden Jahren beispielsweise in Köln geben wird, dass sich
größere Menschenmengen, Tausende versammeln werden?

Dr. Neymanns: Die Polizeien der Länder bereiten sich auf das vor, was sie
erwarten. Die Bundespolizei unterstützt entsprechend.

Zusatzfrage: Hat die Bundespolizei selbst keine Erkenntnisse dazu?

Dr. Neymanns: Ich habe das gesagt, was ich sagen konnte.

Zusatzfrage: Würden Sie denn aus Sicht der Bundespolizei sagen, dass man
zum Beispiel in Köln am Dom Silvester feiern kann, oder würden Sie das
nicht empfehlen?

Dr. Neymanns: Ich gebe hier keine Empfehlung zu einzelnen Orten, an denen
man Silvester feiern sollte oder nicht feiern sollte.

Frage: An das Auswärtige Amt: Herr Breul, können Sie uns über den aktuellen
Sachstand im Fall des entführten Vietnamesen informieren? Wissen Sie schon
von einem Prozessbeginn in Vietnam? Hat er schon begonnen, oder erwarten
sie den Beginn in Kürze? Wie geht es dem Menschen?

Breul: Wir gehen nach wie vor von einem Verfahrensbeginn zum 8. Januar aus.
Wir haben in den Medien mitverfolgt, dass eventuell ein zweites
Korruptionsverfahren eröffnet werden soll. Unsere Botschaft und das
Auswärtige Amt in Berlin sind mit den vietnamesischen Ansprechpartnern in
Kontakt. Wir haben gerade heute Morgen den vietnamesischen Botschafter noch
einmal zu einem Gespräch ins Auswärtige Amt gebeten, um weitere Klarheit
zum Vorgehen in dem Verfahren zu erlangen.

Zusatzfrage: Wie würden Sie die Beziehungen zwischen der Bundesregierung
und Vietnam derzeit beschreiben?

Breul: Ich denke, darüber haben wir schon mehrfach gesprochen. Der
vietnamesischen Seite ist bekannt, was sie zu tun hat, um zu guten
bilateralen Beziehungen zurückzukehren und zu einem Wiederaufleben unserer
strategischen Partnerschaft zu gelangen.

Zuatzfrage: Gut, das ist der vietnamesischen Seite bekannt. Würden sie es
auch mir bekanntmachen? Was muss Vietnam denn tun?

Breul: Auch dazu hatten wir hier schon wiederholt gesprochen. Das
rechtsstaatliche Verfahren ist natürlich eine Grundvoraussetzung. Des
Weiteren führen wir vertrauliche Gespräche mit der vietnamesischen
Regierung und hoffen, dabei Fortschritte zu erzielen. Wenn wir dies getan
haben, werden wir Sie gern darüber unterrichten.

Dr. Neymanns: Sie hatten nach den Klagen gegen Asylbescheide gefragt. In
der Tat klagen seit 2016 vermehrt syrische Antragsteller, die subsidiären
Schutz bekommen haben, auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft, also der
etwas dauerhafteren Flüchtlingseigenschaft. Aktuell wird in
Gerichtsverfahren tatsächlich oft oder zum Teil zugunsten der Antragsteller
entschieden. Das sind allerdings erstinstanzliche Urteile in den
Klageverfahren der syrischen Antragsteller, in denen den syrischen
Antragstellern also der höhere Flüchtlingsschutz zuerkannt wurde.

Um aber eine oberinstanzliche Rechtsprechung herbeizuführen, ist das
Bundesamt in Berufung gegangen. In diesen Berufungsverfahren wurde die
Entscheidungspraxis des Bundesamts durch Obergerichte überwiegend
bestätigt. Aktuell aber ich muss zugeben, dass ich es jetzt nicht ganz
genau weiß gibt es dazu, in genau dieser Sache, auch ein Urteil des
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg.

Frage: Ich habe zwei Fragen, allerdings zu zwei verschiedenen Themen,
jedoch an ein Ressort, das Auswärtige Amt. Ich stelle einfach die erste
separat.

Herr Breul, welche Auswirkungen hat die Zunahme der Zahl der Anschläge in
Afghanistan, vor allem relativ dramatisch in Kabul, auf die Bewertung der
Sicherheitslage dieses Landes? Es gibt Stimmen, die sagen, man müsse
inzwischen davon ausgehen, dass Afghanistan ein Land sei, das sich wieder
im Kriegszustand befinde.

Breul: Wir haben uns ja auch zu dem Anschlag von gestern in Kabul geäußert
und diesen auf das Schärfste verurteilt. Trotzdem ist es schwierig, nach
einzelnen Anschlägen sofort zu beurteilen, was das für die Gesamtlage
bedeutet.

Wir haben immer gesagt, dass die Sicherheitslage sehr schwierig, sehr
volatil und von Region zu Region auch sehr unterschiedlich ist. An dieser
grundsätzlichen und, wie ich zugebe, vielleicht auch etwas schwammigen
Einschätzung hat sich nichts geändert. Aber natürlich fügt sich jeder
einzelne Anschlag in ein Gesamtbild ein. Die Bundesregierung will Herr
Neymanns und ich hatten dazu ja vor ein paar Tagen vorgetragen jetzt, auch
noch einmal über die letzten Jahre Bilanz ziehend und perspektivisch
ausgerichtet für die nächsten Jahre, einen Bericht erarbeiten, der sich mit
der Gesamtlage in Afghanistan beschäftigt.

Zusatzfrage: Natürlich gibt es die irgendwann die Situation, dass Quantität
in Qualität umschlägt. Das war der Ansatz meiner Frage. Die Anschläge
häufen sich einfach in Zahl und Intensität, ebenso die Folgen der
Anschläge. Muss das nicht doch dazu führen, dass man sagt: "Man kann dieses
Land, das sich so dynamisch negativ entwickelt, einfach nicht mehr generell
als ein sicheres Land bezeichnen"? Wie lang kann man am Kriterium der
Volatilität und der Unterschiede zwischen den Regionen festhalten?

Breul: Ich denke nicht, dass man das so pauschal beantworten kann. Wie
gesagt, wir beobachten die Lage laufend, natürlich auch unter der
Einschränkung, dass unsere Botschaft mit sehr wenigen Mitteln operieren
muss. Darüber wissen Sie ja Bescheid. Von daher sehe ich mich nicht in der
Lage, Ihre Frage eindeutig zu beantworten.

Frage: Ich habe eine Frage an das Gesundheitsministerium. Es gibt einen
Zeitungsbericht über die Zahl der gesetzlich Versicherten: 72,7 Millionen
mit Stand vom 1. Dezember.

Ich möchte fragen, ob Sie die Zahl bestätigen können, auch die der Wechsel
von der gesetzlichen in die private und umgekehrt?

Ewald: Danke für die Frage. Ich habe das auch in der Berichterstattung
gelesen. Diese Zahl wurde vom Spitzenverband der gesetzlichen Krankenkassen
ins Spiel gebracht. Von unserer Seite konnte ich das anhand der
Statistiken, die wir ja auch von den Krankenkassen erhalten, bis zum Beginn
der Pressekonferenz nicht fachlich absichern. Ich habe nur den Hinweis
erhalten, dass wir dazu heute aktuelle Zahlen bekommen. Wenn diese Zahlen
vorliegen sie umfassen den Stichtag 1. Dezember 2017, sind dann also die
aktuellsten Zahlen , dann reiche ich das gern nach.

Frage: Herr Ewald, Frau Pfeiffer nutzt ja auch die Gelegenheit, mit ihrer
Jahresendstatistik Forderungen an die Politik zu erheben, unter anderem:
mehr Geld für die medizinische Versorgung von Hartz-IV-Empfängern. Wie
stehen Sie dazu?

Ewald: Es geht um die Kostendeckung für diesen Personenkreis. Es gibt ja
eine Pauschale, die aus Steuermitteln überwiesen wird bzw. die die
Krankenkassen zur Verfügung haben, um die Kostendeckung für diesen
Personenkreis sicherzustellen. Das Ganze ist ein Diskussionsfeld, das es
seit Längerem gibt.

Wir haben das zum Anlass genommen, beim IGES Institut eine umfassende
Untersuchung in Auftrag zu geben. Das ist ein relativ komplexes Thema. Das
Gutachten liegt vor, und zwar, wie ich meine, seit dem 18. Dezember. Es
obliegt aber der neuen Bundesregierung, entsprechende Schlüsse aus dieser
Bewertung zu ziehen.

Zusatzfrage: Können Sie etwas über das Gutachten sagen? Was ist denn die
Empfehlung des Gutachtens?

Ewald: Ich kann zu dem Gutachten selbst inhaltlich nichts sagen, weil es
noch in der fachlichen Bewertung ist. Aber ich kann, wie gesagt, auch
losgelöst davon keine politischen Ableitungen treffen. Das bleibt den
anstehenden Sondierungen vorbehalten.

Frage: Noch einmal ans Auswärtige Amt: Herr Breul, das Thema der
Regierungsbildung in Österreich und die Folgen daraus hatten wir hier
schon. Inzwischen gibt es einen Appell, unterzeichnet unter anderem von
ehemaligen EU-Außenministern und Regierungschefs. Sie werfen den
amtierenden Regierungen darin schuldhafte Stille und Apathie vor.

Beeindruckt Sie das in irgendeiner Weise, vor allem wenn man bedenkt, dass
Bernard Kouchner, der in der Vergangenheit ein sehr eng verbündeter
Außenminister war, das mit unterzeichnet hat? Erhoffen oder befürchten Sie,
dass ein ehemaliger deutscher Außenminister, der eng mit Kouchner
arbeitete, ebenfalls seine Unterschrift daruntersetzt? Hätte das
irgendwelche Auswirkungen?

Breul: Ich habe diese Berichte auch gesehen. Wir haben sie wahrgenommen.
Aber ich denke, an der Position der Bundesregierung hat sich nichts
geändert. Darüber hatten wir hier ja schon vor, wie ich meine, zwei oder
drei Wochen gesprochen.

Zusatzfrage: Der Appell mündet ja darin, zu fordern, Vertreter einer
Partei, die als Erben des Nationalsozialismus angesehen werden, nicht zu
empfangen. Käme solch ein Boykott für Sie nach wie vor nicht in Frage?

Breul: Wie gesagt, an der Position der Bundesregierung hat sich nichts
geändert.

Frage: Gibt es schon Termine, Einladungen oder Besuchsanfragen von Herrn
Kurz oder Frau Kneissl?

SRS Streiter: Mir ist davon nichts bekannt.

Breul: Mir auch nicht.

Frage: Für meine Frage ist vermutlich das Wirtschaftsministerium zuständig.
Es geht noch einmal um den Kredit im Zusammenhang mit Air Berlin. Offenbar
gibt es noch eine Chance für Niki, verkauft zu werden. Rechnet die
Bundesregierung noch mit einer Rückzahlung des Kredits?

Jornitz: Vielen Dank für die Frage. Dazu haben wir diverse Male Stellung
genommen. Dazu hat auch Herr Seibert als Sprecher der Bundesregierung
Stellung genommen. Ich kann das gern noch einmal wiederholen. Zur Frage der
Rückzahlung des Massekredits können wir sagen, dass durch den unerwarteten
Ausfall der Erlöse aus dem Niki-Verkauf an die Lufthansa der vom Bund
verbürgte Kredit der KfW an Air Berlin möglicherweise nur zum Teil
zurückgezahlt werden kann. Der Bund wird aber weiterhin alles tun, um einen
Schaden für den Steuerzahler zu begrenzen.

Eine Aussage zur Höhe der möglichen Rückzahlungen ist auch heute nicht
möglich.

Zusatzfrage: Heißt das jetzt, dass Sie jetzt gar nicht mehr mit Erlösen aus
dem Niki-Verkauf, wenn er denn mit einem Bieter noch zustande käme,
rechnen?

Jornitz: Ich habe dazu alles gesagt, was ich dazu sagen kann.

Zusatz: Das fand ich nicht.

Frage: Es bleibt in der Luftfahrt. Ich weiß aber nicht genau, welches
Ressort mir dabei weiterhelfen kann. Die "Bild"-Zeitung hat heute online
ein paar Stimmen zusammengesammelt, die die Bundesregierung auffordern, bei
arabischen Airlines tätig zu werden, die jüdische Passagiere
diskriminieren.

Welches Ressort wäre denn angesprochen, wenn es darum geht, arabische
Airlines in die Pflicht zu nehmen? Kann man das überhaupt? Gibt es eine
Handlung der geschäftsführenden Bundesregierung, um in der Sache
irgendetwas zu unternehmen?

Vors. Wefers: Das Ministerium habe ich jetzt durch Blickkontakt schon
herausgefunden.

Strater: Ja genau, es ist das Verkehrsministerium. Der Minister hat sich zu
dem Thema der Nichtbeförderung eines israelischen Passagiers durch Kuwait
Airways bereits geäußert, unmittelbar nach dem Urteil des Landgerichts
Frankfurt am Main im November, aber auch zwischendurch häufiger einmal. Er
hat gesagt, die Praxis von Kuwait Airways, israelischen Staatsbürgern
allein aufgrund ihrer Nationalität die Beförderung zu verweigern, sei
befremdlich und inakzeptabel. Er hat darüber hinaus auch bereits gehandelt.
Er hat Konsultationen eingeleitet und ein entsprechendes Schreiben an die
kuwaitische Seite gerichtet. Er hat auch bereits seine klaren Erwartungen
für diese Gespräche formuliert. Ich zitiere:

"Bei den Gesprächen werden wir unmissverständlich deutlich machen, dass es
keine Diskriminierung bei Flügen von und nach Deutschland geben darf. Jeder
muss die Möglichkeit haben, sich so zu bewegen, wie er es will. Ich
verlange von Kuwait, dass dieser Grundsatz beachtet wird. Wir werden unsere
Erwartungen deutlich machen, dass sich solch ein Fall nicht wiederholen
darf."

Wichtig ist auch, dass solche Gespräche verbindliche Lösungen herbeiführen
müssen. Falls in diesen Gesprächen solche Lösungen nicht herbeigeführt
werden können, behält sich die Bundesregierung weitere Schritte vor. Diese
Gespräche müssen wir jetzt erst einmal führen.

Zusatzfrage: Haben Sie einen Termin dafür?

Strater: Nein, noch nicht.

(Ende: 12.20 Uhr)

Freitag, 29. Dezember 2017

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 29. Dezember 2017
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06432: Ätherischer Geistertanz (SB)


Spiritualität und Schnaps, in beiden klingt das Wörtchen Geist mit,
und da der Körper schließlich notwendige Brücke ist zu geistigem
Höhenflug, sprachen nicht wenige hochangesehene Großmeister dem
Alkohol auch in stärkeren Dosierungen zu. Nicht immer war es Bier, das
die Kehle herunterfloß, auch Hochprozentiges diente einigen als
Gleitmittel in die lichtigen Sphären der Gedankenblitze und hellen
Einsichten. Daß Alexander Tschigorin als standfester Russe sich seinen
Wodka nicht nehmen ließ, ist klar. Seinem Kombinationstalent hat es
nicht geschadet. Auch der leider viel zu früh verstorbene Karl
Walbrodt, Gastwirt in Berlin, griff hin und wieder gern und mit
lustiger Kehle auf seinen Kellervorrat zurück. Daß er dann die Figuren
zuweilen doppelt sah und Kombinationen mit Loch fabrizierte, sei ihm
verziehen. Neben dem Ex-Weltmeister Alexander Aljechin war
insbesondere der Schwede Gösta Stoltz für seine alkoholische
Sattelfestigkeit berüchtigt. Er trinke, um sich besser konzentrieren
zu können, behauptete er. Nun, sattelfest war er nicht immer. Bei der
Schacholympiade von 1952 mußte er auf seinem Stuhl fast angeschnallt
werden. Da kein würdiger Ersatzmann zur Hand war, vertrauten seine
Teamkollegen auf Stoltz' "verfeinertes Gefühl für das taktisch
Unwahrscheinliche", wie ihn Aljechin nach dem Turnier in München 1941
lobte. Jedenfalls blieb Stoltz lange genug auf dem Stuhl, um eine der
schillerndsten Partien der Schachgeschichte zu spielen. Im heutigen
Rätsel der Sphinx soll diese hochprozentige Partie noch einmal zu
Ehren kommen. Sein Kontrahent Steiner hatte mit seinem letzten Zug
1...Tf6-g6 gezogen, ein Zug, der den Schweden zu einem ätherischen
Geistertanz auf dem Brett inspirierte, Wanderer.
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Stoltz - Steiner

Olympiade 1952


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Schein sollte Efim Bogoljubow täuschen, denn nach 1.Lg3-h4+ Ke7-
e8! 2.Sc5-e6 Ke8-d7! hingen nach wie vor zwei weiße Figuren, so daß
der alte Schlachtenveteran nach 3.Se6-f4 Sc2xa1 4.Sf4xg6 Ta8-e8! 5.Lh4-
f2 Sa1-c2! 6.Sg6-f4 Sc2-b4 für die verlorene Qualität samt Bauern
keinen Ersatz hatte und aufgab.



Erstveröffentlichung am 6. Januar 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2222: Schwergewicht - Verhandlung mit harten Bandagen (SB)




Britische Übermacht treibt Neuseeländer in die Enge

Im Boxsport seien die Vereinigten Staaten früher der Nabel der Welt
gewesen, so der britische Schwergewichtschampion Anthony Joshua. Wer
eine internationale Karriere auf höchstem Niveau angestrebt habe,
mußte einfach dort auftreten, selbst wenn er in einem anderen Land
Weltmeister gewesen sei. Das habe sich inzwischen geändert, und er
empfinde es als sehr angenehm, von Großbritannien aus den Markt zu
steuern. Auf diese Weise könne er andere Leute reisen lassen und zu
Hause vor seiner britischen Fangemeinde in den Ring steigen. Der in 20
Kämpfen ungeschlagene Titelträger der Verbände WBA und IBF beschreibt
damit eine seit mehreren Jahren augenfällige Trendwende, die zumindest
im Schwergewicht längst das Zentrum auf die Insel verschoben hat.
Diese Entwicklung speist sich aus verschiedenen Quellen, insbesondere
aber dem stetig wachsenden Einfluß des britischen Promoters Eddie
Hearn und seiner sorgsam aufgebauten Goldgrube Anthony Joshua. Der
populärste Boxer seines Landes wird von vielen Experten inzwischen als
führender Akteur der Königsklasse gehandelt, wobei sich die
Einschätzung seiner sportlichen Qualitäten zumeist mit der
Verhandlungsmacht seines Promoters bis zur Verwechslung vermengt.

Wer heute im Schwergewicht sehr viel Geld verdienen will, muß in
England oder Wales antreten, wo die Auftritte Joshuas riesige Arenen
mit bis zu 90.000 Zuschauern und die Übertragungen im Pay-TV die
Taschen der beteiligten Profiteure um so reichhaltiger füllen. Das
gilt auch für die beiden anderen Weltmeister, Deontay Wilder aus den
USA (WBC) und Joseph Parker aus Neuseeland (WBO), die Hearn in den
Verhandlungen mit unnachgiebigen Forderungen konfrontiert. So stellt
Joshua mit Blick auf den geplanten Kampf gegen Parker, der aller
Voraussicht nach Ende März über die Bühne geht, kategorisch klar, daß
ausschließlich ein britischer Veranstaltungsort in Frage käme. Der
Promoter des Neuseeländers, David Higgins, wird zwangsläufig
einwilligen, da er mit seinem Boxer nirgendwo sonst auch nur entfernt
soviel verdienen könnte.

Damit ist Anthony Joshua abermals der Heimvorteil sicher, der in
seinem Fall eine besonders wichtige Rolle spielt. Als er am 29. April
im Londoner Wembley-Stadion beim Kampf gegen Wladimir Klitschko
konditionell eingebrochen und auf der Verliererstraße war, feuerte ihn
das Publikum in der zehnten Runde noch immer euphorisch an. Dies
dürfte maßgeblich dazu beigetragen haben, daß der Weltmeister letzte
Kräfte mobilisierte, den Ukrainer mit einem gewaltigen Uppercut
erschütterte und schließlich in der folgenden Runde geschlagen auf die
Bretter schickte. Man kann zumindest vermuten, daß Klitschko bei einem
Auftritt vor seiner eigenen Fangemeinde in Deutschland das Heft bis
zuletzt in der Hand behalten hätte.

Auch die Annahme, Higgins und Parker hätten bei der Aufteilung der
Einkünfte bessere Karten, wenn sie sich schon bereit erklärten, auf
Reisen zu gehen, steht auf tönernen Füßen. Wenngleich die beiden im
Laufe der monatelangen Verhandlungen andere Optionen ins Spiel
gebracht haben, war dies zu keinem Zeitpunkt ein echtes Druckmittel.
Da hilft ihnen auch die Erfahrung nicht weiter, daß der Neuseeländer
beim Titelgewinn im Kampf gegen Andy Ruiz vor Jahresfrist nicht
zuletzt dank seines Heimvorteils die Oberhand behalten hat. Als das
Gefecht in den letzten drei Runden auf Messers Schneide stand, trieben
die Zuschauer den Lokalmatador voran und ins Ziel. In den Gesprächen
mit Joshuas Promoter sitzen sie definitiv am kürzeren Hebel, da der
erhoffte Aufstieg in den Fokus der Branche für Parker nur über den
britischen Rivalen führt. [1]

Joshuas erklärtes Ziel, sämtliche Titel im Schwergewicht in seinen
Händen zusammenzuführen, setzt Kämpfe gegen Joseph Parker und Deontay
Wilder auf die Tagesordnung, aber definitiv nicht um jeden Preis. Wie
sich inzwischen abzeichnet, haben sich Hearn und Higgins darauf
geeinigt, daß Parker lediglich zwischen 30 und 35 Prozent der
Einkünfte bekommt. Die Neuseeländer verlangten ursprünglich 40 Prozent
und zogen dann bei 35 Prozent eine rote Linie, hinter die sie
keinesfalls zurückweichen würden. Hearn sprach dennoch von überzogenen
Forderungen und hat die Gegenseite nun weiter in die Defensive
gedrängt. Da über die genaue Größenordnung der Aufteilung bislang
Stillschweigen gewahrt wird, steht zu vermuten, daß Parkers Marge nur
bei knapp über 30 Prozent angesiedelt ist.

Eddie Hearn hat den Durchbruch in den Verhandlungen offenbar mit Hilfe
einer Karotte herbeigeführt, die er Parker vor die Nase hängt. Sollte
der Neuseeländer nämlich gewinnen, erhielte er nach Angaben des
britischen Promoters beim Rückkampf 55 Prozent der Einkünfte. Und
selbst im Falle einer knappen Niederlage, bei der sich Parker gut
geschlagen hat, bekäme er eine Revanche und würde dabei eine Menge
Geld verdienen, so Hearn. Wie er offen einräumt, soll dieses
Lockmittel dem WBO-Champion vor Augen führen, was er erreichen könne,
um ihn zu veranlassen, den Bedingungen für den kommenden Kampf
zuzustimmen. Was auf den ersten Blick wie ein Teilerfolg der
schwächeren Seite in diesem Armdrücken aussehen mag, erweist sich bei
näherer Prüfung als eine Konstruktion, bei der Eddie Hearn weitgehend
die Kontrolle behält.

Von einer vertraglich vereinbarten Garantie auf eine Revanche, die
beide Boxer in Anspruch nehmen könnten, ist nämlich bislang nicht die
Rede. Während sich die Briten diese Option zweifellos sichern werden,
gilt das offenbar nicht für Parker, sofern er verliert. Dann können
nach Lage der Dinge Joshua und Hearn entscheiden, ob der Auftritt des
Neuseeländers gut genug für eine zweite Chance war. Wahrscheinlich
würden sie das verneinen und sich ihrem Plan zuwenden, Tyson Fury und
Deontay Wilder oder vielleicht auch den Russen Alexander Powetkin aufs
Korn zu nehmen, dessen wohlhabender Promoter viel Geld einbringen
dürfte. Mithin muß sich Parker also beim ersten Kampf mit einem
geschrumpften Anteil begnügen und kommt nur dann in den Genuß der
erwähnten 55 Prozent bei einer Revanche, sofern er Joshua besiegt. [2]

Wenngleich natürlich nicht ausgeschlossen ist, daß sich der
Neuseeländer durchsetzen kann, sind seine Aussichten unter den
genannten Voraussetzungen eher gering. Er gilt als der schwächste der
drei Weltmeister und hat zuletzt bei seiner erfolgreichen
Titelverteidigung gegen Hughie Fury keine überzeugende Vorstellung
geboten. Das lag freilich nicht zuletzt daran, daß der Cousin Tyson
Furys vor allem klammerte oder weglief, so daß Parker kaum zur
Entfaltung kam. Er kann recht beweglich boxen und zudem gewaltig
zuschlagen, doch ob das ausreicht, um eine Dampfwalze wie Anthony
Joshua zu bezwingen, darf bezweifelt werden.

Wladimir Klitschko hat die Schwächen des Briten offengelegt, der nach
sechs Runden konditionell am Ende war und einem rückhaltlosen Ansturm
des Ukrainers kaum standgehalten hätte. Sollte es dem Neuseeländer
gelingen, dem Favoriten solange Paroli zu bieten, bis diesem die Luft
ausgeht, könnte seine Stunde schlagen. Von einem frühen Glückstreffer
abgesehen dürfte das jedoch die einzige Konstellation sein, die dem
Außenseiter in die Hände spielen könnte. Das ist natürlich auch der
Gegenseite bekannt, und so hat Joshua in den sozialen Medien Bilder
gepostet, auf denen er etwas schlanker als zuvor wirkt. Angeblich geht
er diesmal tatsächlich daran, sein Gewicht zu reduzieren, um
beweglicher und konditionsstärker zu werden. Dieselbe Meldung
kursierte allerdings auch vor dem Kampf gegen Carlos Takam, bei dem
der Brite dann das höchste Gewicht seiner Karriere auf die Waage
brachte.

Anthony Joshua hat seit Beginn seiner Profilaufbahn sehr viel
Muskulatur aufgebaut, die ihn langsamer, unbeweglicher und
konditionsschwächer gemacht hat. Andererseits ist seine Kampfesweise
darauf angelegt, den Gegner mit seiner Masse zu bedrängen und solange
auf ihn einzuschlagen, bis er umfällt oder aufgeben muß. Der
vielzitierte Rat, er müsse unbedingt diesen Muskelpanzer abbauen, um
ein erstklassiger Boxer zu werden, macht insofern die Rechnung ohne
den Wirt, als sich solche mit viel Arbeit am Eisen aufgebaute
Körperstrukturen insbesondere bei einem Leistungssportler nicht ohne
Folgeprobleme kurzfristig reduzieren lassen. Vor allem aber steht zu
erwarten, daß Joshua gar nicht anders erfolgreich kämpfen kann, als
unter Einsatz dieser Wuchten, selbst wenn sie ihn zu einem erheblichen
Teil selbst einschränken.


Fußnoten:

[1] http://www.boxingnews24.com/2017/12/joshua-says-parker-fight-must-take-place-uk/#more-251832

[2] http://www.boxingnews24.com/2018/01/hearn-luring-parker-rematch-carrot-joshua-fight/#more-251866
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